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Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts
Karlsruhe vom 24. April 2023 abgeÃ¤ndert und die Klage vollumfÃ¤nglich
abgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind in beiden Instanzen nicht zu erstatten.

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung von BeschÃ¤digtenversorgung nach
dem Gesetz Ã¼ber die EntschÃ¤digung der Opfer von Gewalttaten (OEG) i.Â V.Â m.
dem Bundesversorgungsgesetz und die Anerkennung von SchÃ¤digungsfolgen
aufgrund von berichteten Misshandlungen des KlÃ¤gers in der Pflegefamilie D1 im
Zeitraum zwischen April 1995 und Dezember 1997 umstritten.

Der KlÃ¤ger ist 1993 als zweites Kind der Eltern geboren. Aufgrund einer Herz- und
Lungenkrankheit musste er bereits im Alter von 7,5 Monaten, dann erneut im Alter
von 3 Jahren an Herz und Lunge operiert werden und wurde danach lange
stationÃ¤r behandelt. Vom 26. September 1994 bis 16. April 1995 war er â�� nach
der Trennung der Eltern â�� zunÃ¤chst in der Pflegefamilie H1 und vom 15. April
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1995 bis Januar 1998 bei der Pflegefamilie D1 untergebracht. Parallel besuchte er
den Kindergarten. Seit Januar 1998 wohnte der KlÃ¤ger â�� mit seiner ein Jahr
Ã¤lteren Schwester â�� wieder bei seinem Vater. Nachdem die Integration in die
Grundschule nicht gelang, war er auf sonderpÃ¤dagogischen Schulen. Ab seinem
12. Lebensjahr lebte er bei seiner Mutter und war zeitweise in einem Internat
unterbracht. Im 14. Lebensjahr zog er wieder zum Vater und im 18. Lebensjahr zu
seiner Freundin, die von ihm schwanger war. Der gemeinsame Sohn wurde 2011
geboren, dieser lebt bei seiner Mutter. 2019 hat der KlÃ¤ger geheiratet, aus der Ehe
ist eine 2020 geborene Tochter hervorgegangen. Von der Ehefrau lebt der KlÃ¤ger
zwischenzeitlich getrennt und sieht die Tochter alle 14 Tage. Zu seinem beruflichen
Werdegang hat der KlÃ¤ger unter anderem angegeben, Ausbildungen zum Konditor
und Goldschmied angefangen, als Restaurantfachmann gearbeitet zu haben und
zuletzt eine Ausbildung zum Zweiradmechatroniker, Fachrichtung Fahrradtechnik,
Ã¼ber die â��Arbeitsagenturâ�� anzustreben. Er bezog aktuell Leistungen nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II), wohnt alleine in einer Wohnung und
unterhÃ¤lt â�� nach der Trennung von der Ehefrau â�� eine neue Beziehung.

Am 24. April 2017 beantragte er bei dem Landratsamt K1 (LRA) Leistungen nach
dem OEG. Zur AntragsbegrÃ¼ndung gab er an, dass er von den Pflegeeltern nicht
so behandelt worden sei, wie man das bei einem kleinen Kind solle. Er habe zu
dieser Zeit noch ins Bett gemacht und die Pflegeeltern hÃ¤tten ihm das dadurch
austreiben wollen, dass sie ihn unter die kalte Dusche gestellt und ihm den
â��Hintern versohltâ�� hÃ¤tten. Dies sei Ã¼ber mehrere Jahre gegangen, sein
Vater und das Jugendamt hÃ¤tten Bescheid gewusst, aber nichts unternommen. Als
Folge habe er extreme StÃ¶rungen gegen andere Personen sowie beruflich
Vorgesetzte entwickelt. Er habe massive Angst vor Ã�mtern und staatlichen
Organisationen.

Aus der Schwerbehindertenakte des KlÃ¤gers ergaben sich folgende Befunde:

Im Befundbericht des UniversitÃ¤tsklinikums K1 Ã¼ber dessen Wiedervorstellung
vom 12.Â Oktober 1993 wurde ausgefÃ¼hrt, dass sich der KlÃ¤ger seit der
Entlassung aus der stationÃ¤ren Behandlung in einem deutlich besseren Zustand
befunden habe als vor der operativen Durchtrennung der venÃ¶sen ZuflÃ¼sse zur
rechten Lunge.

Der J1 gab in seinem Befundschein vom 14.Â April 1994 an, dass bei dem KlÃ¤ger
nach der dringend notwendigen Herz- und LungengefÃ¤Ã�operation weiterhin eine
allgemeine Dystrophie und statomotorische Retardierung bestehe. Durch die
schwere Herzoperation sei die kÃ¶rperliche Belastbarkeit vermindert und eine
medikamentÃ¶se Therapie notwendig. Die Gefahr einer Herzinsuffizienz bestehe
fort, sodass erst der Verlauf zeigen werde, ob eine Verbesserung der
SchwerstpflegebedÃ¼rftigkeit eintrete.

Mit Bescheid vom 5. Mai 1994 war ein GdB von 70 seit dem 22. Februar 1993
festgestellt worden. Im NachprÃ¼fungsverfahren wurde im Befundschein des M1
vom 30. Oktober 1996 dargelegt, dass im Juli 1996 ein zweiter Eingriff erfolgt sei.
Dabei sei der Ventrikelseptumdefekt und das noch offene Foramen ovale operativ
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verschlossen worden. Bei der letzten Untersuchung in T1 am 11. Oktober 1996 habe
sich ein gutes postoperatives Ergebnis im Sinne einer gelungenen Beseitigung der
beiden Herzscheidewanddefekte gezeigt. Bei der Untersuchung im Oktober 1995 sei
der KlÃ¤ger altersgemÃ¤Ã� entwickelt, etwa normal groÃ� und normal gewichtig
gewesen.

Aus dem Schreiben des Pflegevaters vom 25. November 1996 â�� im
Herabsetzungsverfahren â�� ging hervor, dass er keine so starke Besserung sehe,
dass der GdB nur noch 40 betrage. Es bestÃ¼nden nach wie vor eine niedrige
kÃ¶rperliche Belastbarkeit, eine schlechte Feinmotorik und KÃ¶rperbeherrschung,
hÃ¤ufige grippale Infekte und eine Inkontinenz. Mit Neufeststellungsbescheid vom
22. Januar 1997 wurde der GdB mit nur noch 40 festgestellt.

Der K2 fÃ¼hrte in seinem Befundschein vom 11. Juli 2017 aus, dass bei dem
KlÃ¤ger eine ADHS-Erkrankung vorliege. Er klage Ã¼ber massive, wohl
somatoforme RÃ¼ckenschmerzen. Er kÃ¶nne den Alltag nicht ausreichend
strukturieren, EnttÃ¤uschungen, aber auch MissverstÃ¤ndnisse fÃ¼hrten zu
psychischen Symptomen. Konstruktive LÃ¶sungsstrukturen und ein differenzierter
Beziehungsaufbau fielen ihm schwer.

Nach versorgungsÃ¤rztlicher Stellungnahme des B1 (seelische StÃ¶rung,
PersÃ¶nlichkeits-, Aufmerksamkeits- und AktivitÃ¤ts- wie dissoziative StÃ¶rung)
stellte das LRA mit Bescheid vom 21. August 2017 einen Grad der Behinderung
(GdB) von 50 seit dem 24.Â April 2017 fest.

Weiter gelangten Behandlungsberichte zur Akte:

Im Entlassungsbericht des UniversitÃ¤tsklinikums T1 Ã¼ber die stationÃ¤re
Behandlung vom 19. bis 29. Juli 1996 wurde beschrieben, dass der Verlauf nach
VSD-Dacron-Patchverschluss komplikationslos gewesen sei.

Am 2. Dezember 1999 wurde der KlÃ¤ger ambulant in der Klink fÃ¼r
Kinderneurologie M2 vorgestellt. Der Vater habe berichtet, dass der KlÃ¤ger
zunÃ¤chst in einer Pflegefamilie gelebt habe. Dort habe es erhebliche Probleme
gegeben, sodass er zusammen mit seiner Schwester jetzt wieder bei ihm wohne. Mit
7,5 Monaten sei eine Operation wegen eines Lungensequester erfolgt, mit 3,5
Jahren zwei Herzoperationen. Der KlÃ¤ger sei lebenspraktisch altersentsprechend
geschildert worden, allerdings habe er Schwierigkeiten mit dem Malen. Seit der
Herzoperation nÃ¤sse er nachts wieder ein, trage nachts noch Windeln. In die erste
Klasse der Regelschule sei er schlecht eingliederbar, er zerstÃ¶re, schimpfe, fluche,
drohe, kÃ¤mpfe gerne, kÃ¶nne sich schlecht konzentrieren und sei motorisch
unruhig.

Nach der psychologischen Diagnostik liege ein hyperkinetisches Syndrom mit
aggressivem Verhalten und sozialem RÃ¼ckzug vor. AuÃ�erdem bestehe eine
sekundÃ¤re Enuresis nocturna. Zumindest im Mundbereich und an der
Graphomotorik lÃ¤gen motorische KoordinationsstÃ¶rungen vor. Der KlÃ¤ger habe
sich nach Angaben des Vaters erst mit 3,5 Jahren ordentlich entwickelt. Hinzu
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kÃ¤men psychosoziale Probleme, er habe zunÃ¤chst in einer schwierigen
Pflegefamilie gelebt, jetzt wohne er zusammen mit seiner Schwester beim Vater. Es
werde die psychologische Aufarbeitung und die Behandlung der Enuresis nocturna
unter gleichzeitiger Gabe von Ritalin empfohlen.

Die empfohlene stationÃ¤re Behandlung fand vom 18. Februar bis 30. MÃ¤rz 2000
statt. ErgÃ¤nzend zu der bereits ambulant erhobenen Anamnese habe der Vater
berichtet, dass der KlÃ¤ger bereits im Kindergarten erhebliche Verhaltensprobleme
gezeigt habe. Auch dort sei es ihm schwergefallen sich einzugliedern, hÃ¤ufig habe
er wÃ¼tend und aggressiv auf fremd gesetzte Anforderungen reagiert. Als
AuslÃ¶ser sehe der Vater alle Formen von Frustrationserlebnissen. Als Ursachen
seien neben dem â��Verlustâ�� der Mutter und der schlechten Behandlung in der
Pflegefamilie die erheblichen psychischen Belastungen durch die Herzoperationen
benannt worden.

Der KlÃ¤ger habe von Beginn an Verhaltensprobleme gezeigt, wie sie schon die
Schule gesehen habe. In vielen Anforderungssituationen habe er mit vÃ¶llig
Ã¼bersteigerten WutanfÃ¤llen reagiert. Aufgrund seiner Leseprobleme habe er sich
im schulischen Bereich oft Ã¼berfordert gefÃ¼hlt. Er habe sich geweigert, seine
Hausaufgaben zu machen und seine BlÃ¤tter zerrissen. Unter der Ritalin-
Behandlung sei es zu einer deutlichen Verbesserung des Sozial- und
Arbeitsverhaltens gekommen. Die Frustrationstoleranz sei hÃ¶her gewesen, er habe
sich bereit gezeigt, sich auf neue Anforderungen einzulassen. ZusÃ¤tzlich habe man
versucht, von psychologischer Seite mit einem verhaltenstherapeutischen
Selbstkontrollprogramm seine verbalen Aggressionen zu verringern. Zum Zeitpunkt
der Entlassung sei der KlÃ¤ger bereits seit mehreren NÃ¤chten â��trockenâ��
gewesen. Trotz der therapeutischen Fortschritte bedÃ¼rfe er einer
sonderpÃ¤dagogischen Betreuung in einer Sonderschule fÃ¼r Erziehungshilfe.

Nach dem Bericht des UniversitÃ¤tsklinikums T1 Ã¼ber die ambulante Vorstellung
vom 7.Â Mai 2003 sei es dem KlÃ¤ger seit der letzten Vorstellung vor drei Jahren
gut ergangen. Es zeigten sich keine EinschrÃ¤nkung der kÃ¶rperlichen
Belastbarkeit, keine Zyanose unter Belastung und keine Zeichen kardialer
Insuffizienz. Es trÃ¤ten keine gehÃ¤uften pulmonalen Infekte auf, einer kardial
wirksamen Dauermedikation bedÃ¼rfe es nicht. Der KlÃ¤ger besuche nun die dritte
Klasse der Grundschule und nehme am Schulsport ohne jegliche EinschrÃ¤nkung
teil. Der Allgemein- und ErnÃ¤hrungszustand sei gut, eine EinschrÃ¤nkung der
kÃ¶rperlichen AktivitÃ¤ten wÃ¤re nicht notwendig.

Vom 25. September bis 10. November 2014 wurde der KlÃ¤ger stationÃ¤r im
StÃ¤dtischen Klinikum K1 behandelt. Aufnahmeanlass sei dessen Angabe gewesen,
vor 14 Tagen nach einem Grillabend eine LÃ¤hmung beider Beine verspÃ¼rt zu
haben. Klinisch habe sich kein Hinweis auf ein fokal neurologisches Defizit ergeben.
Bei Belastung des linken Beines sei eine Angstreaktion mit Unruhe und Zittern
beobachtet worden. Der Stand sei unsicher, bei Ablenkung ausreichend sicher. Der
KlÃ¤ger berichte, dass sein Job und seine Wohnung super seien. Er sei vor 1,5
Jahren von K4 nach K1 gezogen, habe einen dreijÃ¤hrigen Sohn, den er
regelmÃ¤Ã�ig sehe. Mit der Kindsmutter habe er keine schwerwiegenden Probleme.
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Bereits seit seinem 17. Lebensjahr lebe er selbststÃ¤ndig. In K4 sei er wegen
Herzproblemen mehrfach in der Klinik vorstellig geworden. Ein pathologischer
Befund sei keiner erhoben und die Vorstellung in einer psychosomatischen Klinik
empfohlen worden. Nebenbei habe er erwÃ¤hnt, dass er sich ein bis zwei Monate
zuvor von seiner Freundin getrennt habe. Sie hÃ¤tten eine Eventfirma gehabt und
die Ex-Freundin habe nach einem Streit das GeschÃ¤ftskonto abgerÃ¤umt. Neben
seiner Ausbildung zum Goldschmied trainiere er viermal die Woche in der U21 beim
K5 und arbeite im Anschluss abends fÃ¼r seinen Lebensunterhalt in einer Bar.

Der KlÃ¤ger sei in H2 geboren und mit seiner ein Jahr Ã¤lteren Schwester und einer
zehn Jahre Ã¤lteren Halbschwester beim Vater aufgewachsen. Die Trennung der
Eltern sei kurz nach seiner Geburt erfolgt. Er habe noch weitere Halbschwestern, die
bereits auÃ�er Haus gelebt hÃ¤tten. Der Vater sei Goldschmiedemeister und
Schmuckdesigner, die Mutter Einzelhandelskauffrau und Goldschmiedin. Der Vater
lebe jetzt nach mehreren Apoplexien im betreuen Wohnen. Nach seinem
Hauptschulabschluss 2010 sei er â�� der KlÃ¤ger â�� 2011 Vater geworden. Nach
dem Babyjahr habe er die Konditorausbildung begonnen und 2012 abgebrochen. Er
habe unbedingt die Goldschmiedeausbildung machen wollen und vor zwei Jahren in
P1 einen Ausbildungsplatz erhalten. Er habe bisher sehr gute Noten erreicht, aktuell
befinde er sich im zweiten Lehrjahr.

Psychisch sei der KlÃ¤ger offen im Kontakt, wach, bewusstseinsklar und allseits
orientiert. Konzentration und Aufmerksamkeit seien ohne Befund. Formal habe sich
eine leicht beschleunigte und bagatellisierende Berichterstattung hinsichtlich seiner
vielen Probleme gezeigt. Inhaltliche DenkstÃ¶rungen lÃ¤gen nicht vor, es bestehe
kein Hinweis auf Wahnerleben oder Ich-StÃ¶rung. Die neurologische Untersuchung
habe keinen Anhalt fÃ¼r fokale Defizite ergeben.

Der KlÃ¤ger habe das Bild einer dissoziativen BewegungsstÃ¶rung geboten.
ZusÃ¤tzlich habe der Verdacht auf ein ADHS sowie auf eine Borderline-
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung bestanden. Eine medikamentÃ¶se Behandlung wegen
ADHS im Kinderalter sei bestÃ¤tigt worden. Der Verdacht auf die Borderline-
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung habe nicht Ã¼berprÃ¼ft werden kÃ¶nnen, auf
Beziehungsebene habe sich der KlÃ¤ger idealisierend und entwertend gezeigt.
Erschwerend seien die in der Jugend erlebten Traumata wie langer Klinikaufenthalt
und Gewalterfahrungen in der Pflegefamilie hinzugekommen. DiesbezÃ¼glich
verspÃ¼re der KlÃ¤ger Wut und Trauer. Sein VerhÃ¤ltnis zur Mutter sei immer noch
mit WÃ¼nschen und Hoffnungen verbunden, wohl wissend, dass alles nicht
eintreten kÃ¶nne. Eine plÃ¶tzliche Klinikeinweisung des schwerkranken Vaters
lÃ¶se verstÃ¤rkt kÃ¶rperliche Symptome aus. Eine ambulante Psychotherapie sei
dringend erforderlich.

Eine weitere stationÃ¤re Behandlung erfolgte vom 30. MÃ¤rz bis 3. Juni 2015
(Z1-Klinikum N1, C1). Die Einweisung durch den Hausarzt sei mit emotional-
instabiler Borderline-PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung erfolgt. Der KlÃ¤ger habe
angegeben, vor drei Monaten in der Psychosomatik K1 behandelt worden zu sein,
dort habe man die Diagnose ADHS gestellt. Er sei gelernter Restaurantfachmann,
letztes Jahr habe sein Betrieb Insolvenz angemeldet, seitdem sei er arbeitslos
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gewesen. Die Jobsuche sei schwierig, er habe Probleme mit der Sachbearbeiterin
des Jobcenters gehabt. WÃ¤hrend seines gesamten Lebens habe er nur flÃ¼chten
wollen. Seit seiner Kindheit sei er unglÃ¼cklich gewesen. AuÃ�er seinem Sohn gebe
es nichts, worauf er stolz sei. Die Entlassung sei in die ambulante
psychotherapeutische Weiterbehandlung unter psychiatrischer Mitbehandlung
erfolgt.

F2 vom Z1-Klinikum C1 beschrieb im Kurzbrief Ã¼ber die zweite stationÃ¤re
Behandlung vom 28. Juli bis 17. Oktober 2016, dass die Einweisung vom Hausarzt
wegen einer emotional instabilen PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung vom Borderline-Typ
erfolgt sei. Der KlÃ¤ger sei wach, bewusstseinsklar und vollstÃ¤ndig orientiert bei
gesteigertem Antrieb ohne Hinweis auf wahnhaftes Erleben, SinnestÃ¤uschungen
oder Ich-StÃ¶rungen. Er habe eingerÃ¤umt einmal pro Woche Amphetamine zur
Entspannungsreduktion zu konsumieren. Der KlÃ¤ger habe berichtet, zuletzt bei A2
gearbeitet zu haben, aber wÃ¤hrend der Probezeit entlassen worden zu sein, weil er
nicht mehr zur Arbeit gegangen sei. Er lebe aktuell noch von Gespartem, beziehe
Arbeitslosengeld. Er lebe allein, sei ledig und habe keine Kinder. Mit seinem Vater,
Bruder und seiner Schwester habe er ein gutes VerhÃ¤ltnis, zu seiner Mutter eher
nicht. Im Verlauf habe sich der KlÃ¤ger gut stabilisieren kÃ¶nnen. Die Entlassung
sei in die stationÃ¤re Einrichtung der Eingliederungshilfe erfolgt.
Nach dem Entlassungsbericht Ã¼ber den Aufenthalt gab der KlÃ¤ger an, dass er
ledig sei und einen fÃ¼nf Jahre alten Sohn habe. Er selbst wohne im Moment beim
Vater. Bis vor kurzem habe er in K1 gelebt, er sei gelernter Konditor. Er sei vier
Jahre in einer Pflegefamilie aufgewachsen, wo er alltÃ¤gliche Gewalt erlebt habe. Er
habe die Grundschule wegen VerhaltensauffÃ¤lligkeiten verlassen mÃ¼ssen,
anschlieÃ�end eine Schule fÃ¼r verhaltensauffÃ¤llige Kinder besucht. Nach dem
Umzug zur Mutter habe diese ihn in ein Heim fÃ¼r schwer erziehbare Kinder
geschickt. Der Hauptschulabschluss sei trotz Fehlzeiten erreicht worden. Als seine
damalige Freundin schwanger geworden sei, sei er Anfang 2011 zu ihr nach S5
gezogen. Er habe eine Ausbildung als Fahrzeuglackierer beginnen wollen, die
Lehrstelle aber wegen der Trennung von der Freundin verloren. Er sei dann zu
seiner Tante gezogen. Nach Schwierigkeiten mit dieser habe er in K4 sechs Monate
ohne finanzielle Mittel auf der StraÃ�e gelebt. Er habe eine Anstellung in einer Disko
gefunden und in einer Wohngemeinschaft gewohnt. Nach dem zweiten Schlaganfall
des Vaters sei er zu diesem in die Wohnung gezogen. Dann habe es einen Streit mit
seinem Vater gegeben, sodass er erst zu seiner Freundin und dann in eine eigene
Wohnung gezogen sei. Er habe in einem Restaurant als Bar-Chef gearbeitet, bis das
ganze Service-Personal gekÃ¼ndigt worden sei. In dieser Zeit hÃ¤tten die
Symptome in den Beinen begonnen, die im Klinikum K1 behandelt worden seien.
Einen neuen Job habe er nicht gefunden, sich vom Jobcenter nicht ernst genommen
gefÃ¼hlt.

Die medikamentÃ¶se Behandlung sei intensiviert worden, neben den
stationsinternen AktivitÃ¤ten habe der KlÃ¤ger an der Kunst- und Sport- sowie an
der Arbeitstherapie im Bereich Garten teilgenommen. Er habe viel UnterstÃ¼tzung
durch den Sozialdienst benÃ¶tigt. Da auch der Vater die angehÃ¤ufte Post nicht
mehr habe bewÃ¤ltigen kÃ¶nnen, sei eine Betreuung beantragt worden. Die
Entlassung sei in eine Einrichtung der Eingliederungshilfe erfolgt.
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Das LRA zog das Vorerkrankungsverzeichnis der Krankenkasse bei. Das
Landratsamt C1 teilte mit, dass nur noch eine Karteikarte vorliege, aus der eine
Unterbringung des KlÃ¤gers vom 26.Â September 1994 bis 16. April 1995 bei der
Pflegefamilie H1 hervorgehe.

Die Schwester des KlÃ¤gers gab â�� schriftlich befragt â�� an, dass sie mit ihrem
Bruder zusammen bei den Pflegeeltern und deren drei TÃ¶chtern gelebt habe. Mit
im Haus hÃ¤tten die GroÃ�eltern der drei MÃ¤dchen gewohnt. Es habe immer ein
strenger Tagesablauf geherrscht, sonntags hÃ¤tten sie in die Kirche gemusst. Wenn
die strengen Regeln nicht befolgt worden seien, habe es harte Strafen gegeben. Auf
die Frage, ob die Schwester miterlebt habe, wie der KlÃ¤ger von den Pflegeeltern
kÃ¶rperlich misshandelt worden sei, gab sie an, dass, wenn dessen Windel morgens
voll gewesen sei, die Pflegeeltern ihn eiskalt abgeduscht hÃ¤tten. Wenn sie â�� die
Kinder â�� abends nicht ruhig gewesen seien, hÃ¤tten sie SchlÃ¤ge mit dem
HolzkochlÃ¶ffel bekommen. Wenn das Essen verweigert worden sei, habe man so
lange sitzen bleiben mÃ¼ssen, bis es aufgegessen sei. Ã�fters habe man auch
drauÃ�en oder im Zimmer essen mÃ¼ssen. Wenn etwas nicht geschmeckt habe,
habe man es trotzdem essen mÃ¼ssen.

Der Vater des KlÃ¤gers teilte auf die Anfrage des LRA zunÃ¤chst telefonisch mit
(vgl. GesprÃ¤chsvermerk vom 15. November 2018), dass der KlÃ¤ger an einer
bipolaren StÃ¶rung leide und â��lÃ¼ge, wie andere atmenâ��. Am 21. Dezember
2018 Ã¤uÃ�erte er sich schriftlich dahingehend, dass der KlÃ¤ger von der
Pflegefamilie wenig erzÃ¤hlt habe. Von seiner Schwester habe er dann nach und
nach erfahren, dass der KlÃ¤ger wegen BettnÃ¤ssens mit kalt Abduschen bestraft
worden sei. SchlÃ¤ge hÃ¤tten beide reichlich bekommen. Er habe beim Jugendamt
vorgesprochen und im Beisein der Pflegeeltern mitgeteilt bekommen, dass PrÃ¼gel
â��okâ�� wÃ¤ren. Seine Kinder seien in ihrem Zimmer eingeschlossen worden und
kÃ¶nnten heute noch nicht bei geschlossenen SchlafzimmertÃ¼ren schlafen. Seine
Kinder seien gegenÃ¼ber den eigenen Kindern der Pflegefamilie deutlich
benachteiligt worden. Hinzu komme, dass die Pflegefamilie bekennende Christen
gewesen sei, fÃ¼r die die PrÃ¼gelstrafe zum Alltag gehÃ¶rt habe. ZustÃ¤ndig
gewesen sei das Jugendamt E1. Alle 14 Tage habe er die Kinder am Wochenende zu
sich geholt, sie seien auch bei der Familie H1 gewesen. Er habe regelmÃ¤Ã�igen
Kontakt zu der Pflegefamilie gehabt, sei bei seinen Besuchen mit spitzen Fingern
behandelt worden.

Der Pflegevater L1 H1 teilte, ebenfalls schriftlich befragt, mit, dass die Kinder vom
26.Â September 1994 bis 16. April 1995 in seiner Familie gewesen seien. Es seien
beides sehr liebe Kinder gewesen, der KlÃ¤ger eher Ã¤ngstlich. Da seine Frau krank
geworden sei, hÃ¤tten sie die Kinder nicht mehr betreuen kÃ¶nnen. Sie hÃ¤tten die
Kinder alle vier bis sechs Wochen bei der neuen Pflegefamilie besucht und Ã¼bers
Wochenende auch mit zu sich nach Hause genommen. Er habe das GefÃ¼hl
gehabt, dass die neue Pflegemutter sehr streng mit den Kindern umgegangen sei.
Er habe die Kinder Ã¶fter gefragt, ob es ihnen gut gehe in der Pflegefamilie. Die
beiden hÃ¤tten sich nur angeschaut und ihm keine Antwort gegeben. Die Schwester
des KlÃ¤gers habe dann einmal erzÃ¤hlt, dass der KlÃ¤ger nachts ins Bett gepinkelt
habe und man ihn daraufhin kalt abgeduscht hÃ¤tte. Danach habe der KlÃ¤ger
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wieder bei seinem Vater gewohnt. Auch von dort aus sei der KlÃ¤ger hÃ¤ufig zu
ihnen gekommen, es habe keine Probleme mit ihm gegeben. Seine Ehefrau sei
2001 verstorben, er habe anschlieÃ�end eine neue LebensgefÃ¤hrtin gefunden.
Dieser gegenÃ¼ber habe sich der KlÃ¤ger nicht gut verhalten, sodass er
beschlossen habe, ihn nicht mehr abzuholen.

Die Pflegeeltern D1 gaben, schriftlich gehÃ¶rt, an, dass der KlÃ¤ger und seine
Schwester seit 15.Â April 1995 bei ihnen gewesen seien. Zu der vorherigen
Pflegefamilie habe noch ein guter Kontakt bestanden, diese hÃ¤tten die Stellung
der GroÃ�eltern Ã¼bernommen. Die RÃ¼ckfÃ¼hrung zum Vater sei von Beginn an
thematisiert und im Januar 1998 vollzogen worden. Der KlÃ¤ger sei ein unruhiges
Kind gewesen, gemischt mit Phasen des RÃ¼ckzugs sowie solchen zerstÃ¶rerischen
Verhaltens. Besonders nach dem Elternkontakt seien die Kinder hÃ¤ufig verstÃ¶rt,
aufgewÃ¼hlt und orientierungslos gewesen. Der KlÃ¤ger habe regelmÃ¤Ã�ig die
neu von den Eltern mitgebrachten Spielzeuge zerstÃ¶rt und seinen Kopf gegen die
Wand geschlagen. Der Vater habe die vereinbarten Besuchszeiten nicht
eingehalten, sodass es zu Verunsicherung und EnttÃ¤uschung bei den Kindern
gekommen sei. Der Umgang mit den Eltern sei herausfordernd gewesen. Besonders
der Vater habe ihnen misstraut, die RealitÃ¤t verkannt und in ihnen seine
Bedienstete ohne Erziehungsauftrag gesehen. Dies habe er dem KlÃ¤ger sehr
nachdrÃ¼cklich in ihrem Beisein vermittelt.

Zum Eigenschutz und zum Wohl der Kinder habe enger Kontakt mit dem Jugendamt
bestanden. Probleme seien dabei zeitnah aktiv thematisiert und bearbeitet worden.
Stellenweise seien die GesprÃ¤che mit den Eltern durch einen von ihnen â�� den
Pflegeeltern â�� eingeforderten Psychologen begleitet worden. Als Familie hÃ¤tten
sie mit den Eltern bzw. Schwiegereltern in einem groÃ�en Zweifamilienhaus
gewohnt, der KlÃ¤ger habe sich mit seiner Schwester ein Zimmer geteilt. Als
GroÃ�familie seien sie viel drauÃ�en gewesen und hÃ¤tten gemeinsame
Unternehmungen durchgefÃ¼hrt. Es habe viel Besuch gegeben und wÃ¤hrend
eines Jahres hÃ¤tten sie ein Au-pair-MÃ¤dchen aus Polen gehabt.

Der Kindergarten teilte auf Anfrage des LRA durch Frau M3 mit, dass keine
Entwicklungsberichte oder Beobachtungen Ã¼ber den Aufenthalt des KlÃ¤gers
existierten. Sie kÃ¶nne sich nur erinnern, dass die Kinder der Pflegefamilie sehr
streng nach ihrem Glauben erzogen worden seien. Dies habe im Kindergartenalltag
bedeutet, dass die Kinder an keiner Faschingsveranstaltung hÃ¤tten teilnehmen
und keine Mandalas ausmalen durften. In negativer Erinnerung sei ihr, dass der
KlÃ¤ger an einem Kindergartenfest nicht habe teilnehmen dÃ¼rfen, weil er zu
Hause in die Hose gemacht habe anstatt auf die Toilette zu gehen. Mit der
Pflegemutter habe sie immer wieder Auseinandersetzungen bezÃ¼glich der
christlichen Erziehung in der Einrichtung gehabt.

Zur Akte gelangten die Zeugnisse der F1-Schule M4 (Schulbesuch vom 27.
September 2004 bis 25. Juni 2008) sowie der S6-Schule (Schulbesuch bis Juli 2010).
Die P2 Schule B2 teilte mit, dass der KlÃ¤ger dort von 10.Â April 2000 bis 25. Juli
2001 gewesen sei. Da die Akten mit dem Schulwechsel an die neue Schule
weitergeleitet wÃ¼rden, kÃ¶nnten keine AuskÃ¼nfte mehr erteilt werden.
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Das LRA zog die Ermittlungsakte der Staatsanwaltschaft P1 bei. Danach gab der
KlÃ¤ger bei seiner Vorsprache am 11. Juni 2018 an, dass er sich im Alter von zwei
Jahren mit seiner Schwester drei Jahre lang in der Pflegefamilie D1 in E2 befunden
habe. In dieser Zeit solle er tÃ¤glich von beiden Pflegeeltern mit einem KochlÃ¶ffel
mehrfach auf den nackten Hintern geschlagen worden sein. Des Weiteren soll er
seinen Angaben zufolge gegen MÃ¶belstÃ¼cke, TÃ¼rrahmen und auf den Boden
gestoÃ�en worden sein, sodass er am gesamten OberkÃ¶rper HÃ¤matome erlitten
habe. Bei verschiedenen Kontrollen durch Bedienstete des Ã¶rtlichen Jugendamtes
seien diese Verletzungen wahrgenommen worden. Hintergrund der jetzigen
Strafanzeige sei der OpferentschÃ¤digungsantrag des KlÃ¤gers Ã¼ber den
â��WeiÃ�en Ringâ��, von dort sei er zur Anzeigeerstattung aufgefordert worden.

In seiner GeschÃ¤digtenvernehmung gab der KlÃ¤ger an, dass er mit eineinhalb
Jahren mit seiner Schwester in die Pflegefamilie gekommen sei. Seine Eltern
hÃ¤tten sich getrennt, seine Mutter sei abgehauen und sein Vater psychisch wie
finanziell am Ende gewesen. Die Pflegefamilie habe selbst drei Kinder gehabt. In
dieser Zeit habe er sich noch in die Hose und auch ins Bett gemacht. Deshalb sei er
von den Pflegeeltern unter die kalte Dusche gestellt und hiernach mit einem
KochlÃ¶ffel (Material unbekannt) mehrfach auf den nackten Hintern geschlagen
worden. TagsÃ¼ber habe er eine Windel angehabt, jedoch abends nicht mehr. Die
Szenen hÃ¤tten sich deshalb immer abends abgespielt. Zeitweise sei er auch mit
der flachen Hand und mit dem Bratpfannenwender auf den nackten Hintern
geschlagen worden. AuÃ�erdem habe er manchmal mit der flachen Hand Ohrfeigen
auf die Wangen bekommen. Die beschriebenen VorgÃ¤nge hÃ¤tten sich tÃ¤glich
Ã¼ber die gesamten drei Jahre seines Aufenthaltes in der Pflegefamilie abgespielt.
Er sei gegen MÃ¶belstÃ¼cke, TÃ¼rrahmen, auf den Boden und ins Kinderzimmer
gestoÃ�en worden. Seine Schwester habe die Szenarien mitbekommen, sie selbst
sei lediglich selten geohrfeigt worden. Sie hÃ¤tten Dinge essen mÃ¼ssen, die sie
nicht hÃ¤tten essen wollen. Er sei 10 bis 20 Mal bis zu vier Stunden im
Kinderzimmer eingesperrt worden. Das dortige Jugendamt sei einige Male mit
Anmeldung zur Kontrolle da gewesen, die Kontrolleure hÃ¤tten die blauen
HÃ¤matome an seinen Armen und auf seinem RÃ¼cken gesehen, jedoch sei nie
etwas passiert. Vom fÃ¼nften bis zwÃ¶lften Lebensjahr hÃ¤tten sie wieder bei
ihrem Vater gewohnt. Danach sei er alleine zu seiner Mutter nach E4 gezogen. Ab
seinem 18. Lebensjahr habe er bei seiner Freundin in S5 gewohnt, mit dieser habe
er einen 2011 geborenen Sohn. Seine Freundin habe den Mann geheiratet, mit dem
sie ihn betrogen habe. Seither habe er fast keinen Kontakt mehr zu ihr und seinem
Sohn.

Das Verfahren wurde mit VerfÃ¼gung vom 3. Juli 2018 nach Â§ 170 Abs. 2
Strafprozessordnung (StPO) wegen VerfolgungsverjÃ¤hrung eingestellt.

Mit Bescheid vom 3. April 2019 lehnte das LRA die GewÃ¤hrung von
BeschÃ¤digtenversorgung ab. Rechtswidrige tÃ¤tliche Angriffe hÃ¤tten nicht
vorgelegen. Der KlÃ¤ger sei in einer Zeit aufgewachsen, in der die Eltern bzw.
Pflegeeltern noch das Recht der kÃ¶rperlichen ZÃ¼chtigung gehabt hÃ¤tten.
MaÃ�gebend, welche ErziehungsmaÃ�nahmen rechtmÃ¤Ã�ig gewesen seien, sei
das geltende Recht zu den Tatzeitpunkten. Durch das Sorgerechtsgesetz vom 18.
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Juli 1979 sei der Terminus der elterlichen Gewalt durch den Begriff der elterlichen
Sorge ersetzt worden. Das Recht auf kÃ¶rperliche ZÃ¼chtigung sei nach wie vor
anerkannt gewesen. Bei gelegentlichen Klapsen und einer gelegentlich
â��wohlverdienten Tracht PrÃ¼gelâ�� sei die fÃ¼r das kÃ¶rperliche
ZÃ¼chtigungsrecht gesetzte Grenze nicht Ã¼berschritten. Die von den Pflegeeltern
eventuell durchgefÃ¼hrten ZÃ¼chtigungsmaÃ�nahme seien zu den Tatzeitpunkten
damit noch rechtmÃ¤Ã�ig gewesen. Heute seien sie zweifelsfrei rechtswidrig. Das
Ermittlungsverfahren sei von der Staatsanwaltschaft wegen VerjÃ¤hrung eingestellt
worden.

Im Widerspruchsverfahren wurde geltend gemacht, dass gegen das Recht aus Â§
1631 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB â�� Inhalt und Grenzen der Personensorge)
verstoÃ�en worden sei.

Den Widerspruch wies das RegierungsprÃ¤sidium S1 â�� Landesversorgungsamt
â�� mit Widerspruchsbescheid vom 5. Juni 2019 zurÃ¼ck. Es werde daran
festgehalten, dass nach dem bis ins Jahr 2000 geltenden ZÃ¼chtigungsrecht die
von 1995 bis 1997 von den Pflegeeltern eventuell durchgefÃ¼hrten
ZÃ¼chtigungsmaÃ�nahmen nicht als rechtswidrige tÃ¤tliche Angriffe im Sinne des 
Â§Â 1Â OEG bewertet werden kÃ¶nnten. Sogar die Verwendung eines
Schlaggegenstandes habe nach den damaligen MaÃ�stÃ¤ben nicht zwingend das
Merkmal einer verbotenen und damit gegebenenfalls als KÃ¶rperverletzung
strafbaren ErziehungsmaÃ�nahme erfÃ¼llt.

Am 1. Juli 2019 hat der KlÃ¤ger Klage beim Sozialgericht Karlsruhe (SG) erhoben,
welches am 17. Januar 2020 einen Verfahrens-Vergleichsvorschlag (vgl. Blatt 52 ff.
SG-Akte) unterbreitet hat, welchen der KlÃ¤ger, nicht aber der Beklagte
angenommen hat.

AnschlieÃ�end hat das SG die sachverstÃ¤ndige Zeugenauskunft des S2 erhoben.
Dieser hat als Diagnosen eine rezidivierende depressive StÃ¶rung, eine
AufmerksamkeitsdefizitstÃ¶rung im Erwachsenenalter und eine Posttraumatische
BelastungsstÃ¶rung (PTBS) angegeben. Aufgrund der sich Ã¼ber die gesamte
Kindheit und Jugend erstreckenden gravierenden biographischen Belastungen sowie
bei biologischer Veranlagung fÃ¼r AufmerksamkeitsdefizitstÃ¶rungen seien die
BeeintrÃ¤chtigungen nicht vorÃ¼bergehend.

Der KlÃ¤ger habe ihm berichtet, dass die Mutter wohl psychisch krank gewesen sei.
Sie habe sich von der Familie getrennt, die Konten des Vaters leergerÃ¤umt und
Schulden hinterlassen. Er sei in seinen ersten beiden Lebensjahren lange im
Krankenhaus gewesen, habe zwei Herz- und eine Lungen-Operation benÃ¶tigt. Mit
seiner Schwester sei er vom dritten bis fÃ¼nften Lebensjahr in einer Pflegefamilie
gewesen. Da er noch eingenÃ¤sst habe, hÃ¤tten ihn die Pflegeeltern tÃ¤glich mit
dem KochlÃ¶ffel geschlagen und ihn mit eiskaltem Wasser abgeduscht. Das
Jugendamt habe dies gewusst, aber nichts unternommen. Er sei zunÃ¤chst zum
Vater zurÃ¼ck, mit 11 Jahren sei er zur Mutter gekommen. Diese habe ihn dann
zwischen dem Alter von 12 und 16 Jahren in ein Heim in der E3 gesteckt (H3Haus),
wo es ebenfalls schlimm fÃ¼r ihn gewesen sei. Der Vater habe ihn dann wieder zu
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sich geholt, zur Mutter bestehe kein Kontakt mehr.

Der KlÃ¤ger schildere langjÃ¤hrige, wiederholte komplexe Belastungen in seiner
Kindheit und Jugend, worunter die Zeit als Kleinkind in der Pflegefamilie von ihm am
gravierendsten bewertet werde. Ob und inwieweit dieser Aufenthalt â�� z.B. im
VerhÃ¤ltnis zu weiteren belastenden Erlebnissen der Kindheit und Jugend â�� als
kausal schÃ¤digend zu werten sei, mÃ¼sse Ã¼ber ein Gutachten geklÃ¤rt werden.
Plausibel sei jedenfalls, dass psychische Labilisierung, anhaltende TraumastÃ¶rung
und Depression sowie eine zeitweise bestehende Suchterkrankung sicherlich als
Langzeitfolge dieser erlittenen biographischen Belastungen gewertet werden
kÃ¶nnten.

Im Vergleich zu dem Kontakt am 4. April 2017 habe er den Eindruck, dass der
Gesundheitszustand des KlÃ¤gers sich schrittweise gebessert habe. Er sei in der
Lage gewesen, aus dem betreuten Wohnen zu ziehen, eine eigene Wohnung zu
finden und eine Arbeitsstelle, welche ihn dann allerdings zeitweise wieder sehr
belastet habe, durch Ã¼bermÃ¤Ã�ige Arbeitszeiten in der Gastronomie. Nicht
zuletzt hÃ¤tten die Heirat und die Tatsache, dass er demnÃ¤chst Vater werde, doch
zu einer Besserung des Befindens beigetragen.

ErgÃ¤nzend hat er den bereits aktenkundigen Entlassungsbericht Ã¼ber die
stationÃ¤re Behandlung vom 28. Juli bis 17. Oktober 2016 vorgelegt.

Der K2 hat, als sachverstÃ¤ndiger Zeuge gehÃ¶rt, bekundet, den KlÃ¤ger zwischen
2015 und 2017 sporadisch behandelt zu haben. Er kÃ¶nne keine detaillierten
Angaben mehr machen, die Ã¼ber seine Aufzeichnungen (ein Ausdruck aus der
Patientendatei ist vorgelegt worden) hinausgingen. Diagnostisch sei von einer
einfachen AktivitÃ¤ts- und AufmerksamkeitsstÃ¶rung, einer schweren
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung, einer dissoziativen StÃ¶rung und rezidivierenden bis
schweren depressiven Episoden auszugehen. Aussagen Ã¼ber die UrsÃ¤chlichkeit
der schweren emotionalen StÃ¶rung kÃ¶nne er nicht machen. Die beschriebenen
Erkrankungen entsprÃ¤chen Folgen der schwergradig gestÃ¶rten
PersÃ¶nlichkeitsreifung, sie kÃ¶nnten nicht einzeln betrachtet werden.

Weiter hat das SG das neurologisch-psychiatrische SachverstÃ¤ndigengutachten
des S3 aufgrund ambulanter Untersuchung vom 10. November 2020 erhoben.
Diesem gegenÃ¼ber hat der KlÃ¤ger angegeben, dass er in H2 geboren sei. Mit 1,5
Jahren sei er zu der Pflegefamilie gekommen und habe dort bis zum 5. Lebensjahr
gelebt. AnschlieÃ�end sei er bei seinem Vater aufgewachsen, mit sechs Jahren
eingeschult worden. Er habe die Hauptschule abgeschlossen, die 8. Klasse
wiederholt. Er habe in K4 eine Lehre zum Konditor begonnen, wegen eines
Schlaganfalls seines Vaters sei er von K4 nach B2 gezogen, wo sein Vater gelebt
habe. Er habe den Vater nicht gepflegt, sondern nur in seiner NÃ¤he sein wollen. Er
habe in dieser Zeit in einer WG gelebt, nicht beim Vater, der weiterhin lebe. Er habe
als Kellner, Bar-Chef, in K1 gearbeitet. Er sei teilzeitbeschÃ¤ftigt gewesen, habe 240
Stunden im Monat gearbeitet. Auf den Vorhalt, dass dies 60 Wochenstunden
bedeute, habe der KlÃ¤ger erklÃ¤rt, dass der Arbeitsvertrag nur Ã¼ber 140
Stunden im Monat gewesen sei. Derzeit mache er eine

                            11 / 42



 

WiedereingliederungsmaÃ�nahme Ã¼ber das Arbeitsamt. Dies diene der
Vorbereitung der Ausbildung zum Zweirad-Mechatroniker. Es sei eine teilstationÃ¤re
MaÃ�nahme, er pendele tÃ¤glich. Er gelange mit der Stadtbahn dorthin, einen
FÃ¼hrerschein habe er nie besessen. Eine abgeschlossene Ausbildung habe er bis
heute nicht.

Zu den schÃ¤digenden Ereignissen habe der KlÃ¤ger angegeben, nicht genau
sagen zu kÃ¶nnen, was sich zugetragen habe. Es mÃ¼sse 1994 oder 1995 gewesen
sein. Er sei von der Kinderklinik in T1 entlassen worden, habe eine Herz-Lungen-
Operation gehabt. Er fÃ¼hre das darauf zurÃ¼ck, dass er keine Kontrolle Ã¼ber
den Urin gehabt habe. Seine Schwester und er seien zu der Pflegefamilie
gekommen, diese habe auch drei eigene Kinder gehabt. Wenn er nachts ins Bett
gemacht habe, habe man ihn rausgeholt und unter die kalte Dusche gestellt. Da das
EinnÃ¤ssen jede Nacht vorgekommen sei, habe sich dies jede Nacht wiederholt.
Manchmal sei er nur verhauen worden, manchmal nur unter die kalte Dusche
gestellt worden, manchmal beides. Das BettnÃ¤ssen habe erst aufgehÃ¶rt, als er in
der Klink in M2 gewesen sei und dort auf der Klingeldecke geschlafen habe. Da sei
er sechs Jahre alt gewesen.

Wenn sie etwas nicht gegessen hÃ¤tten, seien sie auf die kalte Terrasse
ausgesperrt worden oder hÃ¤tten Zimmerarrest bekommen oder auch etwas auf
den Po. Das Ganze habe sich hingezogen, bis er im Alter von fÃ¼nf Jahren zu
seinem Vater gekommen sei. Die Pflegeeltern hÃ¤tten die eigenen Kinder sehr
bevorzugt. Wenn die Familie beispielsweise in den Zoo gegangen sei, habe er mit
seiner Schwester zu Hause bleiben mÃ¼ssen. Einmal habe der GroÃ�vater Geld da
gelassen, fÃ¼r einen Zoobesuch. Das Geld hÃ¤tten die Pflegeeltern genommen,
sich mit den Kindern einen schÃ¶nen Tag gemacht, sie beide â�� der KlÃ¤ger und
seine Schwester â�� hÃ¤tten jedoch zu Hause bleiben mÃ¼ssen. Auf Nachfrage
habe der KlÃ¤ger angegeben, dass die VorfÃ¤lle von den BehÃ¶rden nicht
abgeklÃ¤rt worden seien. Er habe seinem Vater davon erzÃ¤hlt, dieser habe es bei
seinen Besuchen teilweise auch mitbekommen, da sich die Pflegeeltern trotz seiner
Anwesenheit genauso benommen hÃ¤tten. Sein Vater habe gesagt, dass er sich an
das Jugendamt E1 gewandt habe, dies habe aber nichts unternommen.

Der KlÃ¤ger beschreibe, dass er AngstzustÃ¤nde habe, niemandem vertrauen
kÃ¶nne, auch nicht seiner eigenen Frau. Er sei nicht in der Lage, emotionale
Bindungen einzugehen, hege Misstrauen jedem Menschen gegenÃ¼ber. Er
versuche immer, sich sehr positiv darzustellen. Er kÃ¶nne keine Empathie
empfinden, er leide an Depressionen und Suizidgedanken. Er habe Freunde nie
Ã¼ber mehr als einen Monat, es gelinge ihm nicht Beziehungen aufrechtzuerhalten.
Er habe Aggressionspotenzial, VerlustÃ¤ngste. Wenn er die Augen zumache, sehe
er Bilder von dem, was damals vorgegangen sei.

Auf konkrete Nachfrage habe der KlÃ¤ger angegeben, dass er ein bildliches
GedÃ¤chtnis habe. Er kÃ¶nne jetzt noch sagen, was der Opa ihm gesagt habe, als
er in den Operationssaal gefahren worden sei, ebenso was ihn der Opa beim
Aufwachen gefragt habe, nÃ¤mlich, ob er etwas trinken wolle. Er habe geantwortet:
â��Apfelschorleâ��. Dass sei nach der Operation gewesen, vor der Operation habe
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der GroÃ�vater ihm gesagt, dass man sich gleich wiedersehe.

SelbstschÃ¤digungen habe er eine ganze Zeit lang gemacht, jetzt nicht mehr. Er
habe deshalb nie genÃ¤ht werden mÃ¼ssen, sei deswegen nie in Behandlung
gewesen. Er habe Cannabis konsumiert, das mache er aber nicht mehr. Ohne seine
Frau wÃ¼rde der Alltag nicht funktionieren. Auf die Frage nach den
AngstzustÃ¤nden habe der KlÃ¤ger angegeben, dass sich diese darauf bezÃ¶gen,
dass seine Frau abhaue oder dass seine Ausbildung nicht zustande komme. Dies
seien aber keine konkreten Ã�ngste. Wegen des ADHS nehme er regelmÃ¤Ã�ig
Concerta, die Diagnose sei schon als Kind gestellt worden. Therapien fÃ¤nden
derzeit keine statt.

Er sei als zweites Kind zur Welt gekommen, die Geburt sei kompliziert gewesen, er
habe lange im Krankenhaus bleiben mÃ¼ssen. Danach sei er zunÃ¤chst zu seinen
Eltern gekommen, allerdings sei seine Mutter untergetaucht, der Vater
wirtschaftlich wie psychisch nicht in der Lage gewesen ihn aufzuziehen. Deshalb sei
er zu der Pflegefamilie gekommen.

Er sei verheiratet, lebe mit seiner Frau zusammen. Aus der Ehe sei eine nun 9
Monate alte Tochter hervorgegangen. Aus einer vorherigen Beziehung habe er
einen jetzt acht Jahre alten Sohn, der lebe bei der Mutter. Er mÃ¼sse fÃ¼r den
Unterhalt zahlen, das Ã¼bernehme derzeit das Jugendamt. Er schraube gerne an
Autos, habe zwar keinen FÃ¼hrerschein, aber ein Fahrzeug. Damit fahre seine Frau,
er schraube auch an Fahrzeugen von Freunden.

Der KlÃ¤ger habe sich in einem gutem Allgemein- und ErnÃ¤hrungszustand
befunden, mit einem Body-Mass-Index (BMI) von 25 bestehe Normalgewichtigkeit.
Spuren von Selbstverletzungen fÃ¤nden sich weder an den Armen noch an den
Beinen. Motorisch bestÃ¼nden keine zentral- oder peripher-motorisch schlaffe
Paresen. Die Kraftminderung auf der linken Seite sei in Anbetracht der AusprÃ¤gung
der Muskulatur, des regelrechten Gebrauchs des linken Armes und der linken Hand,
z.B. beim An- und Auskleiden, sowie den Arbeitsspuren an der linken Hand vÃ¶llig
unplausibel. Die Muskeleigenreflexe seien seitengleich und lebhaft auslÃ¶sbar. Der
Gang mit offenen Augen sei sicher, der SeiltÃ¤nzergang leicht unsicher,
gelegentlich komme es zu Ausfallschritten. Der Einbeinstand sei sicher, der
Rombergâ��sche Stehversuch nicht verwertbar, da sich der KlÃ¤ger mehrfach nach
rechts habe kippen lassen. Die Zeigeversuche und die raschen Folgebewegungen
seien regelrecht.

Psychisch sei der KlÃ¤ger bewusstseinsklar und allseits orientiert gewesen. Er habe
ungezwungen Kontakt aufgenommen, wort- und gestenreich berichtet. Das Diktat
sei aufmerksam verfolgt, gelegentlich ergÃ¤nzt bzw. korrigiert worden.
RealitÃ¤tsprÃ¼fung und IntentionalitÃ¤t seien intakt. Es bestÃ¼nden keine
inhaltlichen oder formale DenkstÃ¶rungen, der Antrieb sei ungestÃ¶rt, trotz
lÃ¤ngerdauernder Untersuchung bestÃ¼nden keine Zeichen vorzeitiger
ErmÃ¼dung. Das biographische GedÃ¤chtnis sei intakt, MerkfÃ¤higkeit und
Konzentration ungestÃ¶rt. Die Stimmungslage sei ausgeglichen, das affektive
SchwingungsvermÃ¶gen nicht beeintrÃ¤chtigt. Der Affektausdruck sei mittellebhaft,
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es zeigten sich keine StÃ¶rungen der Impulskontrolle oder Distanzregulation. Bei
der Exploration sei die Kooperation gut gewesen, bei der kÃ¶rperlichen
Untersuchung zeige sich eine Symptomverdeutlichung.

Bei der fachpsychologischen Untersuchung (L2) habe der KlÃ¤ger angegeben, dass
er sich einfach nichts merken kÃ¶nne. Befragt nach FreizeitbeschÃ¤ftigungen habe
der KlÃ¤ger berichtet, dass er sich mit seinem Hund beschÃ¤ftige, online Computer-
Spiele spiele, da kÃ¶nne er in eine andere Welt abtauchen. FÃ¼r feinmotorische,
visuelle oder auditive BeeintrÃ¤chtigungen hÃ¤tten sich keine Hinweise ergeben.

Die FÃ¤higkeit zur kritischen visuellen Wahrnehmung sei grenzwertig, auch die
verbale MerkfÃ¤higkeit fÃ¼r Zahlen und die KapazitÃ¤t des ArbeitsgedÃ¤chtnisses
lÃ¤gen an der unteren Grenze der Altersnorm. Die MerkfÃ¤higkeit fÃ¼r eine
komplexe Figur sei sowohl kurz- wie mittelfristig regelrecht, allerdings werde diese
Figur nur mit unterdurchschnittlicher Genauigkeit konstruiert. Die visuelle
Verarbeitungsgeschwindigkeit sowie die kognitive FlexibilitÃ¤t lÃ¤gen jeweils an der
oberen Normgrenze. Die Sorgfaltsleistung erweise sich in einer weiteren Aufgabe
zur komplexen Aufmerksamkeit als mÃ¤Ã�ig, jedoch nicht als reduziert. Die
dazugehÃ¶rige schriftliche Instruktion werde dabei nicht ausreichend befolgt.

Im Bereich der Schilderung psychischer Beschwerden wÃ¼rden Ã¼bermÃ¤Ã�ig
viele Beschwerden unkritisch bejaht, sodass den Angaben keine Aussagekraft bei
der diagnostischen Beurteilung beigemessen werden kÃ¶nne.

Der erhobene kÃ¶rperliche Befund zeige einen regelrecht gepflegt und mÃ¤Ã�ig
trainiert wirkenden Mann. Am Brustkorb bestehe eine reizlose Narbe nach Eingriffen
an Herz und Lunge in der Kindheit. Zeichen einer Herzinsuffizienz lÃ¤gen nicht vor.
Der neurologische Befund zeige objektiv leichte AuffÃ¤lligkeiten im Sinne einer
beeintrÃ¤chtigten Feinmotorik. Der KlÃ¤ger mache eine Halbseiten-
GefÃ¼hlsstÃ¶rung links geltend, die nach den klinischen und
elektrophysiologischen Befunden so nicht vorliegen kÃ¶nne. Die Befunderhebung
sei erschwert durch eine offensichtliche Symptomverdeutlichung, wie die
PrÃ¤sentation einer medizinisch ebenfalls unerklÃ¤rlichen Kraftminderung am
linken Arm, die jedoch in Widerspruch zu der normalen Bemuskelung, dem
regelrechten Gebrauch von Hand und Arm wie auch den Arbeitsspuren stehe.
Der psychische Befund habe keine AuffÃ¤lligkeiten ergeben, insbesondere keine
Hinweise fÃ¼r eine PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung, ein ADHS, eine Depression oder eine
PTBS. Bei der testpsychologischen Diagnostik habe sich eine durchschnittliche
intellektuelle GrundbefÃ¤higung ergeben. Minderleistungen bestÃ¼nden im
ArbeitsgedÃ¤chtnis und der kurzfristigen visuellen Behaltensleistung. Eine StÃ¶rung
der konzentrativen Zuwendung liege nach dem spezifischen Testverfahren nicht
vor. Insofern sei die Diagnose eines ADHS aktuell nicht nachzuvollziehen. Nach der
Verhaltensbeobachtung bestehe ein flÃ¼chtiger Arbeitsstil mit Bevorzugung der
Geschwindigkeit zu Lasten der Sorgfalt. Dies entspreche aber keiner psychischen
Erkrankung. Ferner zeigten die validierenden Verfahren erhebliche
BeschwerdeÃ¼bertreibungen. Insofern kÃ¶nnten die Mitteilungen des KlÃ¤gers
nicht als Grundlage einer diagnostischen Bewertung dienen.
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Die AusfÃ¼hrungen des S2 in seiner sachverstÃ¤ndigen Zeugenauskunft
gegenÃ¼ber dem SG seien nicht schlÃ¼ssig. Die Anamnese beschrÃ¤nke sich auf
eine fragmentarisch dokumentierte Biographie. Die beschriebenen AuffÃ¤lligkeiten
seien nicht geeignet, die genannten Diagnosen zu begrÃ¼nden. Vor allem bestehe
der Befund ab der zweiten Zeile aus einer Wiederholung der
Beschwerdeschilderung, nicht aber aus Ã¤rztlichen Feststellungen. Eine
DiagnosebegrÃ¼ndung fehle. Der Entlassungsbericht der P3 Klinik N1 lasse eine
systematische Anamnese bezÃ¼glich der Symptome der als Diagnose
angegebenen StÃ¶rungen vermissen, ebenso jeglichen Befund. Eine
DiagnosebegrÃ¼ndung finde sich nicht. Die Diagnosen der Klinik seien nicht
kongruent mit denen des S2.

Aus dem Behandlungsbericht 2014 (StÃ¤dtisches Klinikum K1) sei eine
GesundheitsstÃ¶rung wÃ¤hrend des Aufenthalts nicht zu diagnostizieren. Die
dokumentierten Befunde seien sÃ¤mtlich regelrecht. Die angegebenen
Behandlungsdiagnosen seien deshalb nicht nachvollziehbar. Es handele sich eher
um Verdachtsdiagnosen bei der Aufnahme, die im Laufe der Behandlung nicht
bestÃ¤tigt worden seien. Die einzige AuffÃ¤lligkeit betreffe das internistische
Fachgebiet mit einer eingeschrÃ¤nkten Herzfunktion.

Dem Bericht Ã¼ber den stationÃ¤ren Aufenthalt 2016 sei eine polymorphe
Symptomatik mit teils kÃ¶rperlichen, teils neurologischen Beschwerden ohne
entsprechende Befunde zu entnehmen, die keine Symptome von Krankheitswert
beschrieben. Deswegen sei keine Krankheit festzustellen, insbesondere nicht eine
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung, noch eine PTBS oder Depression. Noch nicht einmal eine
Diagnostik zu dem Aufmerksamkeitsdefizit sei geleistet worden. Bei der
Laboruntersuchung habe sich ein Amphetaminkonsum ergeben, dieser stelle ein
Ausschlusskriterium fÃ¼r die Diagnose einer PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung und eines
ADHS dar.

Dem Leistungsverzeichnis der A1 seien mehrfache Behandlungen im November
2015 zu entnehmen, die Diagnose einer PTBS finde sich nicht. Aus den in der Akte
befindlichen Zeugnissen ergÃ¤be sich, dass erheblich Unterricht versÃ¤umt worden
sei.
Zu dem Bericht der Klinik fÃ¼r Kinderneurologie M2 vom 15. Dezember 1999 sei
darauf hinzuweisen, dass sich keine Hinweise fÃ¼r eine psychische Traumatisierung
fÃ¤nden, die spÃ¤ter geltend gemachten VorfÃ¤lle in der Pflegefamilie hÃ¤tten
keine ErwÃ¤hnung gefunden. Da die Vorstellung in Begleitung des Vaters erfolgt sei
und dieser auch gehÃ¶rt worden sei, Ã¼berrasche es, dass auch jener nichts
dergleichen erwÃ¤hnt habe.

Der Bericht aus dem Jahre 1996 enthalte eine Befunderhebung aus Oktober 1995,
damals sei der KlÃ¤ger altersentsprechend und normalgewichtig gewesen.
Psychische AuffÃ¤lligkeiten oder physische wie HÃ¤matome etc. seien nicht
beschrieben. Der Befund datiere aus einer Zeit, wÃ¤hrend der der KlÃ¤ger sich in
der Obhut der Pflegeeltern befunden haben mÃ¼sse. Misshandlungen oder
psychische AuffÃ¤lligkeiten seien nicht dokumentiert.

                            15 / 42



 

Nach Auswertung der Akten bestehe jetzt eine kardiologisch gesicherte
FunktionsstÃ¶rung des Herzens. Bei rÃ¼ckblickender Betrachtung habe in der
Kindheit eine StÃ¶rung der Impuls- und der Verhaltenskontrolle mit aggressiven
DurchbrÃ¼chen bestanden, ferner werde eine BeeintrÃ¤chtigung der motorischen
Entwicklung berichtet, die heute noch durch leichte motorische StÃ¶rungen in
Erscheinung trete. Die Ursache dieser AuffÃ¤lligkeiten seien meist genetische
Anlagen, in Anbetracht der Geburtskomplikationen kÃ¶nne eine frÃ¼hkindliche
HirnschÃ¤digung nicht ausgeschlossen werden. Eine Dokumentation Ã¼ber die
frÃ¼hkindliche motorische und kognitive Entwicklung liege nicht vor.

Die Mitteilungen des KlÃ¤gers Ã¼ber eigene prÃ¤zise Erinnerungen an die
schlechte Behandlung bei den Pflegeeltern 1995 bis 1998 seien nicht
nachvollziehbar. Aus der GedÃ¤chtnisforschung sei bekannt, dass Kinder in diesem
Alter noch kein biographisches GedÃ¤chtnis hÃ¤tten und verwertbare Erinnerungen
erst ab dem siebten oder achten Lebensjahr zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden.

Insofern handele es sich bei den Erinnerungen des KlÃ¤gers mit groÃ�er
Wahrscheinlichkeit um Pseudoerinnerungen, die erst im Nachhinein gebildet worden
seien. Die Bewertung als Pseudoerinnerungen impliziere keine Aussage oder
Annahme darÃ¼ber, ob die behaupteten Ereignisse sich tatsÃ¤chlich zugetragen
hÃ¤tten oder nicht. Die Versuche, die VorwÃ¼rfe gegenÃ¼ber den Pflegeeltern zu
ermitteln, seien ins Leere gelaufen. Der einzige Hinweis sei, dass die Schwester des
KlÃ¤gers Ã¤hnliches berichtet habe solle, allerdings sei dies auch nur eine
Information aus zweiter Hand. Nach der Akte bestÃ¼nden jedenfalls keine
sogenannten BrÃ¼ckensymptome, also psychische AuffÃ¤lligkeiten im Sinne einer
TraumafolgestÃ¶rung, die zeitnah zu den VorfÃ¤llen dokumentiert seien. Ebenso
wenig bestÃ¼nden Hinweise fÃ¼r Therapien deswegen. Der den VorfÃ¤llen zeitlich
am nÃ¤chsten liegenden Bericht aus 1996 enthalte keine Hinweise fÃ¼r
Misshandlungen oder deren Folgen, ebenso wenig die Berichte aus 1999.

Derzeit lÃ¤gen beim KlÃ¤gerin leichte motorische BeeintrÃ¤chtigungen vor, deren
Ursache unklar sei. Die behaupteten Handlungen der Pflegeeltern seien nicht
geeignet, motorische BeeintrÃ¤chtigungen hervorzurufen. Eine SchÃ¤digung des
zentralen Nervensystems sei nicht anzunehmen. Die motorischen AuffÃ¤lligkeiten
seien kein Symptom einer psychischen Erkrankung, insbesondere nicht einer
psychischen TraumafolgestÃ¶rung. Hinweise auf eine PTBS, eine Depression oder
eine PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung bestÃ¼nden nicht. Diagnostisch sei eine
VerhaltensstÃ¶rung des Kindesalters mit impulsiven DurchbrÃ¼chen anzunehmen.
In Anbetracht der schwierigen Integration in der Schule und spÃ¤ter in das
Erwerbsleben kÃ¶nne man vermuten, dass auch jetzt noch eine StÃ¶rung der
Impulskontrolle und der Verhaltensorganisation mÃ¤Ã�iger AusprÃ¤gung bestehe,
jedoch nicht so, dass eine psychische Krankheit zu diagnostizieren sei. Die
UnregelmÃ¤Ã�igkeiten in der frÃ¼hkindlichen und kindlichen Entwicklung kÃ¶nne
die Entwicklung und Reifung des KlÃ¤gers nachteilig beeinflusst haben, allerdings
handele es sich auch dabei nicht um Ereignisse, die vom OEG erfasst wÃ¼rden, ein
GdS ergebe sich nicht.

Nach EinwÃ¤nden des KlÃ¤gers gegen das SachverstÃ¤ndigengutachten des S3 hat
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das SG das neurologisch-psychiatrische SachverstÃ¤ndigengutachten desÂ S4
aufgrund ambulanter Untersuchung vom 14. Oktober 2022 erhoben. Diesem
gegenÃ¼ber hat der KlÃ¤ger angegeben, dass er an Depressionen und einer Angst
leide. Er habe Ã�ngste, alles falsch zu machen, Ã�ngste vor Fehlern, fÃ¼r die er
nichts kÃ¶nne, dass er dann zur Rechenschaft gezogen werde. Er verweise auf die
beruflichen TÃ¤tigkeiten. Er befinde sich gegenwÃ¤rtig in einer Umschulung Ã¼ber
die Agentur fÃ¼r Arbeit. Im beruflichen Bildungs- und Rehabilitationszentrum in K3
erfolge eine Ausbildung zum Zweiradmechatroniker, Fachrichtung Fahrradtechnik.
Er habe eine seelische Misshandlung der von ihm getrennten Ehefrau mit
Kindvorhaltung (richtig wohl: Kindesvorenthaltung) usw. angegeben. Er leide an
Depressionen und VerlustÃ¤ngste. Befragt nach der Symptomatik der Depressionen
seien Antriebs- und Lustlosigkeit angegeben worden. Er denke morgens, wann der
Tag vorbei sein werde, es gebe keinen direkten Bewegungsgrund.

Er sei emotional gleichgÃ¼ltig. Er liebe seine Tochter zwar sehr, soziale Kontakte
seien fÃ¼r ihn aber extrem anstrengend. VorschlÃ¤ge zu gemeinsamen
AktivitÃ¤ten gingen immer von anderen aus, er nehme daran aber teil.
EinschrÃ¤nkungen der Eigeninitiative seien geschildert worden, dies sei seit Jahren
so. In der linken KÃ¶rperhÃ¤lfte wÃ¼rden Missempfindungen angegeben, diese sei
zeitweilig wie eingeschlafen. Nach den Corona-Infektionen bestÃ¼nden
Ohrenschmerzen links.

Das Schlimmste fÃ¼r ihn sei, dass er niemandem vertrauen kÃ¶nne. Er kÃ¶nne sich
noch an die Herz- und Lungenoperationen im Alter von zwei und drei Jahren
erinnern. Mit seiner Mutter sei er noch nie klargekommen, seinem Vater wÃ¼rde er
vertrauen. Der Mutter vertraue er nicht, diese habe ihm gegenÃ¼ber â��viel
ScheiÃ�eâ�� gebaut.

Er sei zwei oder drei Jahre alt gewesen, als er in die Pflegefamilie gekommen sei. Er
sei dort mit seiner ein Jahr Ã¤lteren Schwester gewesen. Er sei direkt vom
Krankenhaus in T1 dorthin gekommen. Ansonsten sei er nie in einer Pflegefamilie
gewesen. Die Familie in E2 seien so schÃ¶ne Christen mit dem Fisch auf dem Auto
gewesen, sie hÃ¤tten drei eigene Kinder gehabt. Wenn er und eine Schwester nicht
richtig gegessen und getrunken hÃ¤tten, seien sie auf die Terrasse ausgesperrt
worden. Sie seien auch in das Zimmer eingesperrt worden, wenn die Pflegeeltern
mit den eigenen Kindern in den Zoo gegangen seien. Jeden Tag habe er sich nachts
einnÃ¤sst, er habe praktisch nicht gelernt, das Wasser zu halten. Jeden Tag sei ihm
dann von der Pflegemutter oder dem Pflegevater â��der Arsch versohltâ�� worden.
Sie hÃ¤tten ihn auch unter die kalte Dusche gestellt, damals habe er den
Kindergarten besucht.

Im Nachhinein habe er viel Ã¼ber die Pflegeeltern erfahren. Ein Mitpatient in C2
habe die Familie gekannt. Das Jugendamt und seine eigenen Eltern hÃ¤tten Ã¼ber
die ZustÃ¤nde Bescheid gewusst. Der KlÃ¤ger habe sich dann lautstark Ã¼ber die
VerjÃ¤hrungsfrist beschwert.

Er sei in H2 geboren, per Kaiserschnitt entbunden worden. Er habe den
angeborenen Herz- und Lungenfehler gehabt, er sei Ã¼bertragen gewesen. 1994
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oder 1995 sei dann die erste Herzoperation gewesen, gegebenenfalls sei er als Kind
an der Leiste operiert worden. Weitere operative Eingriffe wÃ¼rden verneint.

Auf psychiatrischem Fachgebiet seien mehrere Diagnosen gestellt worden. Es sei
eine dissoziative PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung festgestellt worden. Der KlÃ¤ger
beschÃ¤ftige sich aber nicht so mit seinen Krankheiten. Die Untersuchung heute sei
Stress fÃ¼r ihn. Bekannt seien die Depressionen, die Antriebslosigkeit und die
Motivationslosigkeit. Diagnostiziert worden sei eine PTBS, er schildere eine
Stressintoleranz. Befragt nach dem Trauma der PTBS habe der KlÃ¤ger angegeben,
dass er als Kind jeden Tag verprÃ¼gelt worden sei. Er sei jetzt zu 99,9 %
kÃ¶rperlich belastbar.

Die Pflegefamilie in E2 sei fÃ¼r ihn Horror gewesen. Er habe keine Liebe und
Anerkennung bekommen. Er habe erneut auf die kÃ¶rperlichen ZÃ¼chtigungen
verwiesen. Die Erstbehandlung wegen seelischer StÃ¶rungen sei im Kinderzentrum
M2 wegen des EinnÃ¤ssens gewesen.

Er habe VerhaltensauffÃ¤lligkeiten im frÃ¼hen Schulalter geschildert. Er sei in dem
Kinderzentrum in M2 im Kindesalter stationÃ¤r behandelt worden. Im Alter von 21
Jahren sei er fÃ¼r sechs Monate in der psychiatrischen Klinik C2 gewesen, im Alter
von 23 Jahren nochmal dort behandelt worden. Im Alter von 16 oder 17 Jahren sei er
in suizidaler Absicht auf eine Autobahn gelaufen. Er habe nicht mehr leben wollen.
Als Grund habe der KlÃ¤ger Gedankenkreisen angegeben, ein Freund habe ihn dann
am Suizidversuch gehindert.

Seine Mutter lebe in B2, er sehe sie etwa einmal im Monat. Die Schwester und der
Vater lebten in T2. Mit der Schwester telefoniere er ein- bis dreimal die Woche, mit
dem Vater alle zwei bis drei Wochen. Der Vater sei auch oft bei der Schwester.

Er rauche zwei Zigaretten am Tag, es sei keine Sucht. Er fahre dann mit dem
Zigarettenkonsum herunter. Er trinke keinen Alkohol, es lÃ¤gen auch kein
Missbrauch illegaler Substanze oder nicht-substanzgebundene SÃ¼chte vor, weiter
keine MedikamentenabhÃ¤ngigkeit. Der KlÃ¤ger gebe an, dass bei ihm ADHS
diagnostiziert worden sei, er habe das PrÃ¤parat Concerta aber nicht
eingenommen. Die Erstdiagnose des ADHS sei im Alter von sechs oder sieben
Jahren im Kinderzentrum M2 gestellt worden. Er habe dann Ritalin als Medikation
erhalten.

Nach dem Hauptschulabschluss habe er keine Berufsausbildung abgeschlossen. Er
sei nach zwei Wochen von der Grundschule geflogen, dann ein halbes Jahr auf der
P2 Schule und spÃ¤ter dann in B2 im R1 bis zur fÃ¼nften Klasse gewesen. Die
Schule sei mit Tagesbetreuung gewesen, er sei zur Mutter gezogen. Von der Mutter
aus sei er dann fÃ¼r eineinhalb Jahre in dem H4-Haus gewesen. Ab der achten
Schulklasse bis zu seinem 18. Lebensjahr sei er dann zum Vater gegangen. Eine
Ausbildung zum Restaurantfachmann habe er nicht abgeschlossen, er sei nicht zur
PrÃ¼fung angetreten. Er bekomme jetzt Arbeitslosengeld II, ein weiteres
Einkommen werde verneint.

                            18 / 42



 

Er sei seit 23. Dezember 2019 verheiratet. In der Ehe sei man seit Januar 2022
getrennt. Er habe eine Tochter, die am 11. Februar 2020 geboren sei. Es gebe viele
GrÃ¼nde fÃ¼r die Trennung in der Ehe. Die Schwiegermutter habe sich
eingemischt, es sei ein emotionaler RÃ¼ckzug seinerseits gewesen. Er habe eine
LebensgefÃ¤hrtin, die in P1 wohne. Er wohne alleine in einer Mietwohnung. Es
bestehe weiter eine gesetzliche Betreuung, der Betreuer sei fÃ¼r die Finanzen und
BehÃ¶rdenangelegenheiten zustÃ¤ndig. Er habe keinen FÃ¼hrerschein, ein GdB
von 50 sei anerkannt. Es liefen das Scheidungs- und Unterhaltsverfahren.

Er nehme keine regelmÃ¤Ã�ige Medikation ein, bei S2 stelle er sich etwa zwei- bis
dreimal im Jahr vor. Seit September 2020 finde eine psychotherapeutische
Betreuung statt.

ZunÃ¤chst sei er nach der Geburt fÃ¼r ein Jahr bei den Eltern gewesen, dann fÃ¼r
eineinhalb Jahre wegen der Herz- und Lungenleiden im Krankenhaus in T1. SpÃ¤ter
sei er noch kurzzeitig bei den GroÃ�eltern des HausmÃ¤dchens, den Eheleuten H1,
gewesen. Zu diesen habe er ein sehr gutes VerhÃ¤ltnis gehabt. Die Trennung bzw.
Scheidung der Eltern sei zwischen 1994 und 1996 gewesen. Er kÃ¶nne sich
erinnern, dass er in T1 schon von den Pflegeeltern D1 gemeinsam mit der
Schwester besucht worden sei. Von dem Krankenhaus in T1 sei er direkt zu den
Pflegeeltern gekommen. Er sei der jÃ¼ngste dort in der Kinderreihe gewesen. Die
Pflegeeltern hÃ¤tten drei leibliche Kinder.
Er habe dann die PrÃ¼gelstrafe bei nÃ¤chtlichem EinnÃ¤ssen erfahren. Er sei auch
auf die Terrasse gesetzt, kalt geduscht und mit dem KochlÃ¶ffel auf den Po
geschlagen worden. In der Pflegefamilie sei er bis zum fÃ¼nften Lebensjahr
gewesen, dann zum Vater nach B2 gekommen. Ab dem elften Lebensjahr sei er
dann zur Mutter nach M5 fÃ¼r drei Jahre bis zum vierzehnten Lebensjahr
gekommen. Die Mutter habe wieder geheiratet, sie habe mit ihrem Ehemann ein
Haus gebaut. Es sei dann zur Trennung der Ehe der Mutter gekommen, er habe
dann wieder wegziehen mÃ¼ssen, seine Freunde seien weg gewesen. Er sei dann in
ein Internat gekommen. Mit dem 18. Lebensjahr sei er beim Vater ausgezogen. Der
KlÃ¤ger gebe an, dass sein ganzes Leben eine â��ScheiÃ�belastungâ�� gewesen
sei, er betone dann die Belastungen in der Kindheit in der Pflegefamilie. Das Leben
sei eine tÃ¶dliche verlaufende Krankheit, die durch Sex Ã¼bertragen werde.

Der Aufenthalt in der Pflegefamilie sei fÃ¼r ihn von allen Dingen das Schlimmste
gewesen. Er habe nichts machen kÃ¶nnen, der Vater, die Schwester und das
Jugendamt hÃ¤tten nicht helfen kÃ¶nnen. Die Hilflosigkeit sei auch fÃ¼r ihn jetzt
noch schlimm.

Weiter habe der KlÃ¤ger angegeben, dass er wegen NÃ¶tigung, schwerer
KÃ¶rperverletzung, Freiheitsberaubung und Exekutionsversuch gegenÃ¼ber der
damals 18-jÃ¤hrigen Freundin zu einer Freiheitsstrafe von drei Jahren auf
BewÃ¤hrung verurteilt worden sei. Er sei niemals inhaftiert gewesen.

Bei ihm sei eine ImpulskontrollstÃ¶rung bekannt, er sei schon mehrfach
rechtskrÃ¤ftig verurteilt worden. Er sei Ã¶fter mit Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln
schwarzgefahren, mit 20 Jahren wÃ¤re er zwei Wochen im Jugendarrest gewesen.
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Zum Tagesablauf habe der KlÃ¤ger angegeben, um 8.10 Uhr aufzustehen und die
KÃ¶rperpflege zu verrichten. Er fahre mit der StraÃ�enbahn zum Praktikum, dort sei
er von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Mittagspause sei von 13.00 Uhr bis 14.00 Uhr. Die
Arbeit mache ihm SpaÃ�, er schildere ein gutes VerhÃ¤ltnis zum Chef. In seinem
frÃ¼heren Betrieb habe der Chef nicht mit ihm geredet, er habe dort dann
Depressionen bekommen. Seit drei Wochen sei er an dem jetzigen Praktikumsplatz,
er werde voraussichtlich in dem Betrieb Ã¼bernommen. Er stehe fÃ¼r das Recht
anderer Menschen ein, habe ein ausgeprÃ¤gtes Gerechtigkeitsempfinden. Gegen
18.30 Uhr komme er nach Hause, koche jeden Abend. Meistens komme die
Freundin dann zu ihm. Man esse zu Abend, gehe spazieren, unterhalte sich und
schaue fern. Er fahre viel Fahrrad, lege etwa 10.000 Kilometer im Jahr zurÃ¼ck. Ab
und zu fahre er mit dem Fahrrad bis nach P1. Er habe keine Freunde, habe Kumpels,
die er selten sehe. Am Wochenende sei alle zwei Wochen die Tochter da, er hole sie
in K6 ab. Der letzte Urlaub sei dieses Jahr zusammen mit seiner Freundin in
Ã�gypten gewesen.

Es bestÃ¼nden EinschlafstÃ¶rungen, er werde alle ein bis zwei Stunden wach, habe
keinen Tiefschlaf. Der Nachtschlaf sei fÃ¼r den Kopf erholsam, ein vermehrtes
TrÃ¤umen werde verneint. Eine schlafmedizinische AbklÃ¤rung sei nicht erfolgt. Der
KlÃ¤ger beschreibe starke Stimmungsschwankungen, er sei dann impulsiv und
aufbrausend, wenn ihm etwas nicht passe. Er kÃ¶nne sich schon freuen, er freue
sich Ã¼ber kÃ¶rperliche NÃ¤he der LebensgefÃ¤hrtin. Das Fahrradfahren tue ihm
gut, er kÃ¶nne dabei â��sein Hirnâ�� ausschalten. Vom 14. bis 15. Lebensjahr habe
er sich die Arme aufgeschnitten, spÃ¤ter sei ein NÃ¤gelkauen angegeben worden.
Eine tageszeitliche AbhÃ¤ngigkeit der Stimmungslage bestehe nicht. Ein
episodenhafter Verlauf der Stimmungslage werde verneint, eine manische
Symptomatik sei von der Anamnese her nicht bekannt.

Er fahre gerne Fahrrad, er habe elf oder zwÃ¶lf RennrÃ¤der und auch ein
elektronisches Bike. Etwa ein- bis zweimal pro Woche mache er PC-Spiele online mit
Kumpels. Der Erste und der Zweite Weltkrieg interessiere ihn. Er habe
diesbezÃ¼glich schon Museen besucht, sei schon in Verdun gewesen. Er liebe
seinen Job, schraube gerne an FahrrÃ¤dern, habe aber kein richtiges Hobby.

Befragt nach seinen PersÃ¶nlichkeitseigenschaften habe der KlÃ¤ger geantwortet,
dass er dies zum ersten Mal gefragt werde. Er beschreibe sich als hilfsbereit und
fÃ¼rsorglich. Er sei emotional hÃ¶chst instabil, verletzlich. Er sei souverÃ¤n in
Dingen, wo er wisse, dass er es wisse. Er sei aufmerksamkeitssuchend,
bindungsvermeidend und misstrauisch. Vertrauen kÃ¶nne er nur dem Vater und der
Schwester. Er sei tierlieb, sein Hund lebe jetzt bei der Ex-Frau. Er sei sehr kreativ,
male ab und zu abstrakte Bilder. Er sei sehr ordentlich und kÃ¶nne bei der
beruflichen TÃ¤tigkeit nicht â��neinâ�� sagen.

FÃ¼r die Zukunft wÃ¼nsche er sich, dass er seine Tochter Ã¶fter sehe, die
Ausbildung schaffe und ggf. spÃ¤ter noch die MeisterprÃ¼fung ablege. Er wolle
seinen seelischen Frieden haben, verweise auf die Belastungen durch den aktuellen
Verwaltungs- und Rechtsstreit. Er habe die Schublade, die eigentlich zu sei. Er habe
aber die Bilder, wenn er die Augen zumache. Er denke dann an die Zeit in der
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Pflegefamilie zurÃ¼ck. Er wolle spÃ¤ter nach Portugal auswandern, dort einen
Fahrradladen zusammen mit einer Pension aufmachen.

Neurologisch habe eine unauffÃ¤llige SchÃ¤delkonfiguration bestanden, die
Kopfbeweglichkeit sei ohne Hinweise fÃ¼r Paresen. Die grobe Kraft der linken Hand
sei im Vergleich zu rechts gemindert, ohne Anhalt fÃ¼r umschriebene Paresen. Der
Ein-Bein-Stand sei links etwas unsicher, alle Gelenke der oberen und unteren
ExtremitÃ¤ten seien aktiv beweglich. Der Finger-Boden-Abstand betrage 0 cm. Das
Gangbild sei physiologisch mit ausreichender Mitbewegung der oberen
ExtremitÃ¤ten. FÃ¼r eine neurogene GangstÃ¶rung bestehe kein Anhalt. Die
Abweichung im Romberg-Stehversuch nach links und auch die Minderung der
groben Kraft der linken Hand seien unter BerÃ¼cksichtigung der Aktenlage
pathophysiologisch nicht plausibel bzw. nachvollziehbar.

Der KlÃ¤ger wirke altersentsprechend, sei gepflegt gekleidet gewesen. Gestik und
Mimik seien soweit angemessen, eine Eingebundenheit habe nicht bestanden. In
der Anamneseerhebung habe sich kein Anhalt fÃ¼r eine manifeste Simulation oder
Dissimulation ergeben. Im interaktionellen Verhalten wirke er bei der
Anamneseerhebung zunÃ¤chst misstrauisch und distanziert. Die Sprache sei
regelrecht moduliert, das SprachverstÃ¤ndnis und AusdrucksvermÃ¶gen seien gut,
es lÃ¤gen keine StÃ¶rungen des Bewusstseins, der Orientierung, der Auffassung
oder der Konzentration vor. Relevante GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen seien nicht
nachzuweisen, Jahresdaten wÃ¼rden teilweise nicht gut erinnert. Die
Grundstimmung sei ausgeglichen bis unterschwellig gereizt, die affektive
ResonanzfÃ¤higkeit sei leicht zum negativen Pol hin verschoben, zum positiven
aber nicht aufgehoben.

Eine emotionale Stumpfheit oder Hypervigilanz habe nicht vorgelegen. Es zeigten
sich keine formalen DenkstÃ¶rungen, eine GrÃ¼belneigung sei berichtet worden. Es
bestÃ¼nden keine inhaltlichen DenkstÃ¶rungen, ggf. eine dissoziative
BewegungsstÃ¶rung mit SchwÃ¤che der linken KÃ¶rperhÃ¤lfte. Der KlÃ¤ger habe
ein ausschlieÃ�lich seelisch orientiertes KrankheitsgefÃ¼hl. Er habe
einzelgÃ¤ngerische PersÃ¶nlichkeitseigenschaften beschrieben. In seiner
GrundpersÃ¶nlichkeit wirke er emotional instabil mit vor allem impulsiven Anteilen.
Es bestÃ¼nden noch depressive und selbstunsichere PersÃ¶nlichkeitsanteile,
insgesamt schon im AusmaÃ� einer kombinierten PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung. FÃ¼r
eine sozialmedizinisch relevante Suchterkrankung ergebe sich kein Anhalt.

Diagnostisch sei von SensibilitÃ¤tsstÃ¶rungen der linken KÃ¶rperhÃ¤lfte, einer
Kraftminderung der linken Hand unklarer Ursache und einer kombinierten
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung auszugehen. Der KlÃ¤ger habe angemessen die
lebensgeschichtlichen Belastungen schildern kÃ¶nnen. TagsÃ¼ber gehe er jetzt der
beruflichen TÃ¤tigkeit nach. Entsprechend der Angaben bestehe ein sehr guter
Kontakt zu der LebensgefÃ¤hrtin. Er fahre viel mit dem Fahrrad, etwa 10.000
Kilometer im Jahr. Die Tochter sei alle 14 Tage samstags bei ihm. Er gehe erst nach
Mitternacht zu Bett. Ein- und DurchschlafstÃ¶rungen seien genannt, ein vermehrtes
TrÃ¤umen verneint worden. Starke Stimmungsschwankungen seien angegeben
worden, die FreudfÃ¤higkeit sei nicht aufgehoben. Eine tageszeitliche
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AbhÃ¤ngigkeit oder ein episodenhafter Verlauf der Stimmungslage seien verneint
worden. Hobbys bestÃ¼nden nicht, aber durchaus Interessen, Ã¼ber die begeistert
berichtet worden sei.

Die neurologische Symptomatik habe keinem neurologischen Krankheitsbild
zugeordnet werden kÃ¶nnen, sie kÃ¶nne deshalb nicht nÃ¤her diskutiert werden.
Eine Relevanz zur Fragestellung bestehe nicht. Im psychischen Befund zeige sich
keine signifikante Antriebsminderung oder gar psychomotorische Hemmung. Der
KlÃ¤ger habe zunÃ¤chst misstrauisch gewirkt, was sich im Laufe der
Anamneseerhebung gelegt habe. Kognitive oder mnestische Defizite relevanten
AusmaÃ�es hÃ¤tten nicht erhoben werden kÃ¶nnen, fÃ¼r eine hirnorganisch
bedingte psychische Symptomatik habe sich kein Anhalt ergeben. In der
Grundstimmung wirke er ausgeglichen, dann aber auch unterschwellig schnell
gereizt. Die affektive ResonanzfÃ¤higkeit sei zum negativen Pol hin verschoben. Es
hÃ¤tten sich deutliche Hinweise fÃ¼r eine kombinierte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung
vor allem dann mit emotional-instabilen Anteilen vom impulsiven Typ ergeben. Es
bestÃ¼nden auch depressive und selbstunsichere PersÃ¶nlichkeitsanteile. Weitere
neuropsychologische oder testpsychologische Untersuchungen seien unter
BerÃ¼cksichtigung des Vorgutachtachtens nicht indiziert.

Es stelle sich die Frage, ob man eine spezifische oder eine kombinierte
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung diagnostiziere. Der KlÃ¤ger weise mehrere
PersÃ¶nlichkeitsmerkmale auf, sodass die Diagnose einer kombinierten
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung gestellt werde. Diese Diagnose sei aktenkundig. FÃ¼r
eine andere Erkrankung des psychiatrischen Fachgebiets ergebe sich aus aktueller
Sicht kein Anhalt. Bei PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen bestÃ¼nden oft auffÃ¤llige
Verhaltensmuster, die andauernd und gleichfÃ¶rmig, nicht nur auf Episoden
psychischer Krankheiten begrenzt seien. Das auffÃ¤llige Verhaltensmuster sei
tiefgreifend, die StÃ¶rungen begÃ¶nnen meistens in Kindheit und Jugend und
manifestierten sich auf Dauer im Erwachsenenalter.

Die kombinierte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung sei in wesentlicher Weise durch die
ZÃ¼chtigungen bzw. das restriktive Verhalten der Pflegeeltern zwischen 1995 und
1997 verursacht worden. Es entspreche dem Stand der medizinischen
Wissenschaften als auch dem klinischen Konsens, dass derartige negative
EinflÃ¼sse der frÃ¼hen PrimÃ¤rsozialisation ein erhebliches Risiko mit sich
brÃ¤chten, dass Betroffene in ihrem spÃ¤ten Leben an psychischen Erkrankungen
litten. Gerade kÃ¶rperliche Gewalterfahrungen Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum,
eine emotionale VernachlÃ¤ssigung oder ein Missbrauch in der Kindheit
prÃ¤disponierten zur Ausbildung einer Borderline-PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung. Es
bestÃ¼nden bei dem KlÃ¤ger andere ursÃ¤chliche Faktoren, die kÃ¶rperlichen
ZÃ¼chtigungen und das restriktive Verhalten der Pflegeeltern gerade im
Vorschulalter sei aber als ursÃ¤chlich Ã¼berragend anzusehen. Der GdS sei mit 30
zu bewerten.

Der diagnostischen Einordnung des S2 kÃ¶nne nicht gefolgt werden, vielmehr sei
von einer kombinierten PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit emotional-instabilen Anteilen
auszugehen. K2 habe mehrere Diagnosen auf psychiatrischem Fachgebiet benannt,
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die so nicht bestÃ¤tigt werden kÃ¶nnten. Unzweifelhaft bestehe eine seelische
StÃ¶rung relevanten AusmaÃ�es.

Die von S3 gesehene UnauffÃ¤lligkeit des psychischen Befundes sei fÃ¼r ihn nicht
nachvollziehbar, soweit dieser testpsychologisch erhebliche
BeschwerdeÃ¼bertreibungen angebe, stelle sich die Frage, ob man aus diesen
AuffÃ¤lligkeiten bei den Beschwerdevalidierungsverfahren auf die Nicht-
AuthentizitÃ¤t der Beschwerden schlieÃ�en kÃ¶nne. Solche seien nur im klinischen
Kontext zu bewerten. Das Kinder in frÃ¼hen Lebensjahren kein biographisches
GedÃ¤chtnis hÃ¤tten, widerspreche der klinischen Erfahrung. Ein sehr detailliertes
GedÃ¤chtnis liege sicher nicht vor, sequentielle Erinnerungen an belastende
Situationen mit Schmerzen kÃ¶nnten aber auch schon aus dem frÃ¼hen
Kindesalter resultieren. Hinsichtlich der AusfÃ¼hrungen bezÃ¼glich der
Pseudoerinnerungen und der fehlenden BrÃ¼ckensymptome sei anzumerken, dass
der KlÃ¤ger sicherlich Schwierigkeiten gehabt habe, sich im weiteren Kindes- und
Jugendalter zu Ã¶ffnen. Er habe es letztlich ja nicht anders gekannt, als er es wohl
in der Pflegefamilie erlebt habe. SpÃ¤ter sei ihm erst das AusmaÃ� und die
Ungerechtigkeit bewusst geworden, deshalb kÃ¶nne nicht auf die Dokumentation
von BrÃ¼ckensymptomen abgestellt werden.

Der Beklagte ist dem SachverstÃ¤ndigengutachten entgegengetreten und hat
darauf verwiesen, dass die eventuell durchgefÃ¼hrten ZÃ¼chtigungsmaÃ�nahmen
der Pflegeeltern nicht als rechtswidrige tÃ¤tliche Angriffe gewertet werden
kÃ¶nnten. Es lasse sich nicht feststellen, dass die Pflegeeltern des KlÃ¤gers die
Grenzen des elterlichen ZÃ¼chtigungsrechtes, welches diesen die Rechtsordnung
zum Tatzeitpunkt noch zugebilligt habe, Ã¼berschritten hÃ¤tten. Da ein
entschÃ¤digungsfÃ¤higer Tatbestand nicht vorliege, komme es auf die
AusprÃ¤gung der seelischen StÃ¶rung und deren Entstehung nicht an. Im Ã�brigen
habe S3 auf seinem Fachgebiet keinen GdS gesehen.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 24. April 2023 hat das SG den KlÃ¤ger
persÃ¶nlich angehÃ¶rt (vgl. Protokoll).

Weiter ist die Schwester des KlÃ¤gers, H5, als Zeugin gehÃ¶rt worden. Diese hat,
nach Belehrung Ã¼ber das Zeugnisverweigerungsrecht, bekundet, dass es in der
Pflegefamilie die Regel gegeben habe, dass aufgegessen werden mÃ¼sse.
Andernfalls habe man den Teller mit auf die Terrasse nehmen mÃ¼ssen und dort
bleiben, bis der Teller leer gewesen sei. Beim Zubettgehen abends hÃ¤tten sie
sofort ruhig sein mÃ¼ssen. Wenn da noch gequatscht oder gekichert worden sei,
sei der Pflegevater beispielsweise mit dem KochlÃ¶ffel gekommen und hÃ¤tte ihnen
â��auf den Arschâ�� gehauen. Sie kÃ¶nne sich an ein Ereignis erinnern, als sie an
Ostern ein hartgekochtes Ei habe probieren wollen. Es sei nicht nach ihrem
Geschmack gewesen und sie habe es sich reinwÃ¼rgen mÃ¼ssen. Sie sei dann
spÃ¤ter auf die Toilette gegangen und habe sich Ã¼bergeben. Bis heute kÃ¶nne sie
keine hartgekochten Eier essen.

Wenn der KlÃ¤ger in die Windel gemacht habe, sei morgens geprÃ¼ft worden, ob
die Windel voll gewesen sei. Dann sei er unter die eiskalte Dusche gestellt und
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abgeduscht worden, als Bestrafung. Er sei auch dergestalt bestraft worden, dass er
separiert worden sei. Einmal sei drauÃ�en gezeltet worden und im Zelt habe nur
schlafen dÃ¼rfen, wer seinen Schnuller abgegeben habe. Sie habe ihren Schnuller
abgegeben, der KlÃ¤ger nicht. Deshalb habe er drinnen schlafen mÃ¼ssen. Sie
hÃ¤tten nach dem Wochenende beim Vater nicht aus dem Auto aussteigen wollen,
sondern hÃ¤tten versucht sich im Auto zu verstecken. Sie hÃ¤tten sonntags in die
Kirche gemusst und dort RÃ¼schenkleider anziehen. Auf Nachfrage hat die Zeugin
angegeben, dass jeden Tag nach der Windel geschaut worden sei, ob diese jeden
Tag voll gewesen sei oder jeden Tag kalt geduscht worden sei, wisse sie nicht.
WÃ¤hrend der KlÃ¤ger geduscht worden sei, habe sie vor der offenen TÃ¼r
gestanden, geschaut und gesehen, wie der KlÃ¤ger geweint habe. Er habe â��kalt,
kaltâ�� geschrien.

Es habe PrÃ¼gel gegeben, wenn sie sich nicht benommen hÃ¤tten oder nicht ruhig
gewesen seien. Im Nebenzimmer hÃ¤tten die drei TÃ¶chter der Familie geschlafen,
wenn die abends einmal laut gewesen seien, habe man gehÃ¶rt, wie es dort
PrÃ¼gel gegeben habe. Abends sei es immer der Pflegevater gewesen, tagsÃ¼ber
beim Essen die Pflegemutter. Sie hÃ¤tten oft auch nicht zu AusflÃ¼gen mitgedurft.
Ob es Probleme mit dem Essen auch bei ihrem Bruder gegeben habe, wisse sie
nicht. Auf die Nachfrage, ob sie auch stundenlang in ein Zimmer eingesperrt worden
sei, hat die Zeugin angegeben, dass es Stubenarrest gegeben habe, ob die TÃ¼r
abgeschlossen gewesen sei, wisse sie nicht mehr. Die PrÃ¼gel seien mit dem
HolzlÃ¶ffel auf â��den nackten Arschâ�� erfolgt. Sie erinnere sich nicht, dass sie ins
Gesicht geschlagen worden sei. Die Strafen seien auch erfolgt, wenn man nicht
gehorsam gewesen sei. Sonntags in der Kirche habe man sich benehmen und still
sein mÃ¼ssen. In der Kirche sei nichts passiert, aber danach, dass man
beispielsweise auf sein Zimmer gemusst habe. Auf weitere Nachfrage hat die
Zeugin erklÃ¤rt, dass sie nicht mehr wisse, wie oft das kalte Abduschen des
KlÃ¤gers gewesen sei, es sei so gewesen, dass immer wenn die Windel voll
gewesen sei, er kalt abgeduscht worden sei. Ihr Vater habe es mitbekommen, das
habe er ihr nachtrÃ¤glich erzÃ¤hlt. Er sei auch zweimal beim Jugendamt gewesen,
dort habe man ihm gesagt, dass er sich nicht so anstellen solle. Auf Nachfrage hat
die Zeugin angegeben, dass es ein normal groÃ�er KochlÃ¶ffel gewesen sei, der
Pflegevater habe damit zwei- bis dreimal auf den Hintern gehauen. Ob es blaue
Flecken gegeben habe, â��da sei sie Ã¼berfragtâ��. Auf die Frage, ob Schmerzen
auch lÃ¤nger angedauert haben, hat die Zeugin erklÃ¤rt, dass es schon so gewesen
sei, dass sie ein bis zwei Stunden vor sich hingeweint habe.

Weiter hat das SG die Pflegemutter, K7 D1, nach Belehrung Ã¼ber die
Zeugnisverweigerungsrechte, als Zeugin gehÃ¶rt. Diese hat bekundet, dass der
KlÃ¤ger mit zwei Jahren zu ihnen gekommen sei und er da noch Windeln getragen
habe. Diese habe er, als er die Familie verlassen habe, nicht mehr benÃ¶tigt. Der
KlÃ¤ger und seine Schwester seien mit dem Ziel zu ihnen gekommen, wieder zum
Vater zurÃ¼ckzukehren. Die Eltern seien getrennt lebend gewesen und hÃ¤tten die
Kinder besucht bzw. abgeholt. Abends seien sie dann zurÃ¼ckgebracht worden. An
den Wochenenden hÃ¤tten sie zeitweise beim Vater Ã¼bernachtet, nach dem
Elternkontakt habe sich konstant eine gewisse Orientierungslosigkeit bzw.
VerstÃ¶rtheit bei den Kindern gezeigt. Die Kinder seien bestÃ¤ndig mit Spielzeug

                            24 / 42



 

gekommen und das Spielzeug sei dann am nÃ¤chsten Tag immer zerstÃ¶rt
gewesen.

Auf Nachfrage hat die Zeugin erklÃ¤rt, dass sie streng erzogen hÃ¤tten, sie wÃ¼rde
sagen, eine liebevolle Strenge. Sie hÃ¤tten versucht, Sicherheit zu geben und
bestÃ¤ndig zu sein. Sie hÃ¤tten immer zusammen gegessen, wenig auf die Teller
getan und wenn jemand nicht aufgegessen habe, habe es zwischendrin nichts
gegeben. Wenn sich die Kinder nicht an Regeln gehalten hÃ¤tten, seien sie aufs
Zimmer geschickt worden. Geohrfeigt hÃ¤tten sie sicher niemanden, einen Klaps
habe es bestimmt einmal gegeben. Wenn der KlÃ¤ger die Windeln vollgehabt
hÃ¤tte, sei er saubergemacht worden, SchlÃ¤ge mit GegenstÃ¤nden habe es nicht
gegeben, auch nicht von ihrem Mann. Eiskalt abgeduscht worden sei der KlÃ¤ger
nicht. Ihr sei nicht erinnerlich, dass der KlÃ¤ger Ã¼ber die MaÃ�e hinaus Windeln
getragen habe, zu Beginn mit zwei Jahren natÃ¼rlich schon. Sie denke, dass sie
sich darin erinnern wÃ¼rde, wenn dem so gewesen wÃ¤re.

Aus ErzÃ¤hlungen wisse sie, dass der KlÃ¤ger als Baby lange im Krankenhaus
gewesen sei, wÃ¤hrend seiner Zeit bei ihnen sei er zweimal im Krankenhaus
gewesen. Einmal sei das Septum geschlossen worden, da sei sie mit ihm im
Krankenhaus gewesen. Das zweite Mal habe sich die Narbe entzÃ¼ndet, da habe
sein Vater mit im Krankenhaus sein sollen, was aber nicht erfolgt sei.

Auf Nachfrage hat sie weiter angegeben, dass sie an Fasching ihre Kinder nicht in
den Kindergarten geschickt hÃ¤tten. Sie denke, dass sie ausschlieÃ�en kÃ¶nne,
dass ihr Mann, der Pflegevater, die Kinder abends mit dem KochlÃ¶ffel geschlagen
habe. Sie seien in einer Freikirche auf Basis des Apostolischen
Glaubensbekenntnisses. Kinder seien ihnen wichtig, es sei nicht der Erziehungsstil,
dass geschlagen werde.

Die Zeit sei herausfordernd gewesen und sie hÃ¤tten in engem Kontakt mit dem
Jugendamt gestanden, da der Vater ihnen vorgeworfen habe, die Kinder zu
schlagen, das sei mit dem Jugendamt thematisiert worden. Es habe eine Situation
gegeben, dass die Schwester des KlÃ¤gers im Kindergarten sexualisierte Bilder
gemalt habe. Sie seien dann in der Klinik in M2 gewesen, um dies abzuklÃ¤ren. Ihr
Mann habe die Kinder danach aus Eigenschutz nicht mehr versorgt, er habe sie
weder geduscht noch gewickelt, noch sonst etwas gemacht.

Mit Urteil vom gleichen Tag hat das SG den Bescheid vom 3. April 2019 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 5. Juni 2019 aufgehoben und den
Beklagten verurteilt, BeschÃ¤digtengrundrente nach einem Grad der
SchÃ¤digungsfolgen von 30 seit dem 1.Â April 2017 zu gewÃ¤hren sowie
festzustellen, dass der KlÃ¤ger als Folge der vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen
tÃ¤tlichen Angriffe zwischen dem 15. April 1995 bis Ende 1997 eine kombinierte
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung erlitten hat. Im Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen.

Der KlÃ¤ger kÃ¶nne die GewÃ¤hrung einer BeschÃ¤digtengrundrente nach einem
GdS von 30 und die Feststellung einer kombinierten PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung als
SchÃ¤digungsfolge beanspruchen, im Ã�brigen sei die Klage bezÃ¼glich weiterer
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SchÃ¤digungsfolgen unbegrÃ¼ndet. Die Kammer sei zu der Ã�berzeugung gelangt,
dass der KlÃ¤ger im Zeitraum vom 15. April 1995 bis zum 31.12.1997 infolge des
EinnÃ¤ssens von den Pflegeeltern wiederholt unter die kalte Dusche gestellt worden
sei. Daneben sei er auch als Strafe mit dem KochlÃ¶ffel (oder Ã¤hnlichen
GegenstÃ¤nden) auf das GesÃ¤Ã� geschlagen worden, den Tatbestand des Â§ 223
Strafgesetzbuch (StGB) sehe die Kammer als erfÃ¼llt an.

Mit dem SachverstÃ¤ndigen S4 gehe die Kammer davon aus, dass zwar aufgrund
des im SchÃ¤digungszeitraum jungen Alters des KlÃ¤gers kein sehr detailliertes
GedÃ¤chtnis mehr vorliege, sequentielle Erinnerungen an belastende Situationen
nach den klinischen Erfahrungen dieses Gutachters auch schon aus dem frÃ¼hen
Kindesalter resultieren kÃ¶nnten. Der Auffassung des S3, dass es sich um
Pseudoerinnerungen handele, folge die Kammer nicht. Es lÃ¤gen nicht nur die
Angaben des KlÃ¤gers, sondern auch diejenigen der â�� damals ebenfalls noch sehr
jungen â�� Schwester vor. Nach den Berichten des Kindergartens habe der KlÃ¤ger
an einem Kindergartenfest nicht teilnehmen dÃ¼rfen, weil er zu Hause in die Hose
gemacht habe. Daraus folge, dass die Inkontinenz des KlÃ¤gers von den
Pflegeeltern sanktioniert worden sei. Dass es in der Pflegefamilie erhebliche
Probleme gegeben habe, sei den anamnestischen Angaben in den Angaben in den
Berichten der Klinik fÃ¼r Kinderneurologie und SozialpÃ¤diatrie des Kinderzentrums
M2 vom 15. Dezember 1999 und 11. Mai 2000 zu entnehmen. Der Aussage der
Zeugin D1, der Pflegemutter, folge die Kammer nicht. Weitere vorsÃ¤tzliche,
rechtswidrige tÃ¤tliche Angriffe, wie vom KlÃ¤ger geltend gemacht, seien nicht
erwiesen.

Das Handeln der Pflegeeltern sei rechtswidrig, insbesondere nicht vom elterlichen
ZÃ¼chtigungsrecht gedeckt gewesen. Die Grenze zu einer entwÃ¼rdigenden
ErziehungsmaÃ�nahme sei durch das kalte Abduschen eines Kleinkindes und das
Schlagen mit einem KochlÃ¶ffel auf das GesÃ¤Ã� unter BerÃ¼cksichtigung des
Alters Ã¼berschritten. Dies gelte auch unter Beachtung der WertmaÃ�stÃ¤be in
den Jahren 1995 bis 1997. Es liege keine maÃ�volle ZÃ¼chtigung vor, zudem sei
das gewÃ¤hlte Mittel objektiv auch nicht zur Erziehung des Kindes geeignet
gewesen. Es kÃ¶nne deshalb dahinstehen, ob sich Pflegeeltern Ã¼berhaupt auf das
elterliche ZÃ¼chtigungsrecht berufen kÃ¶nnten.

Durch das restriktive Verhalten der Pflegeeltern sei eine kombinierte
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung in wesentlicher Weise verursacht. Derartige negative
EinflÃ¼sse in der frÃ¼hen PrimÃ¤rsozialisation brÃ¤chten ein erhebliches Risiko mit
sich, dass Betroffene in ihrem spÃ¤teren Leben an psychischen Erkrankungen litten.
Gerade kÃ¶rperliche Gewalterfahrungen Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum, eine
emotionale VernachlÃ¤ssigung oder ein Missbrauch in der Kindheit
prÃ¤disponierten zur Ausbildung einer Borderline-PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung. Zwar
bestÃ¼nden beim KlÃ¤ger auch andere ursÃ¤chliche Faktoren, die kÃ¶rperlichen
ZÃ¼chtigungen der Pflegeeltern gerade im Vorschulalter seien aber als ursÃ¤chlich
Ã¼berragend anzusehen. Der GdS sei mit 30 zu bewerten. Der KlÃ¤ger habe ein
ausschlieÃ�lich seelisch orientiertes KrankheitsgefÃ¼hl. Er beschreibe
einzelgÃ¤ngerische PersÃ¶nlichkeitseigenschaften sowie BindungsstÃ¶rungen und
wirke in seiner GrundpersÃ¶nlichkeit emotional-instabil mit vor allem impulsiven
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Anteilen. Es bestÃ¼nden depressive und selbstunsichere PersÃ¶nlichkeitsanteile,
insgesamt schon im AusmaÃ� einer kombinierten PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung.

Der abweichenden Auffassung des S3 folge die Kammer nicht. S4 habe zutreffend
darauf hingewiesen, dass AuffÃ¤lligkeiten in den Beschwerdevalidierungsverfahren
nur im klinischen Kontext bewertet werden kÃ¶nnten, sodass aus der
testpsychologischen Auswertung nicht auf eine fehlende AuthentizitÃ¤t der
Beschwerden zu schlieÃ�en sei. Soweit S3 das Fehlen von BrÃ¼ckensymptomen
anmahne, verweise S4 Ã¼berzeugend darauf, dass der KlÃ¤ger im weiteren Kindes-
und Jugendalter sicherlich Schwierigkeiten gehabt habe sich zu Ã¶ffnen. Zudem
ergÃ¤ben sich aus der Aktenlage durchaus Hinweise auf psychische
AuffÃ¤lligkeiten. FÃ¼r andere Erkrankungen auf psychiatrischem Fachgebiet
bestehe nach S4 kein Anhalt.

Am 26. September 2023 hat der Beklagte Berufung beim Landessozialgericht Baden-
WÃ¼rttemberg (LSG) eingelegt und auf die versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme
desÂ G1 verwiesen. Dieser hat ausgefÃ¼hrt, dass selbst bei Annahme eines
Tatbestandes nach dem OEG das neurologisch-psychiatrische
SachverstÃ¤ndigengutachten des S4 vom 21. Oktober 2022 nicht Ã¼berzeugen
kÃ¶nne. Bei der diagnostizierten kombinierten PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit
vorwiegend emotional instabilen Anteilen vom impulsiven Typ sei von einer
multifaktoriellen Genese auszugehen. Neben genetischen und neurobiologischen
Faktoren seien multiple lebensgeschichtliche Belastungen
(Herzerkrankung/Operationen im Kleinkindesalter, konfliktbehaftete Trennung der
Eltern, Heimaufenthalt, berufliche/finanzielle Schwierigkeiten) zu beachten, sodass
Bedenken am Stellenwert der kÃ¶rperlichen ZÃ¼chtigungen als wesentliche
Bedingung fÃ¼r die Entstehung der kombinierten PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung
bestÃ¼nden. Daneben zeigten die Angaben zum Tagesablauf und zu den
bestehenden Interessen Zweifel an einer mehr als geringgradigen
BeeintrÃ¤chtigung durch die kombinierte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung. Eine
schÃ¤digungsbedingte BeeintrÃ¤chtigung vom AusprÃ¤gungsgrad einer stÃ¤rker
behindernden StÃ¶rung mit wesentlicher EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und
GestaltungsfÃ¤higkeit sei nicht ausreichend belegt.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 24. April 2023 abzuÃ¤ndern und die
Klage vollumfÃ¤nglich abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung des Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Er verweist auf die angefochtene Entscheidung. In dem mehr als vier Jahre
betriebenen Verfahren und aufgrund der Beweisaufnahme in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung sei eine ausfÃ¼hrliche und tragfÃ¤hige Auseinandersetzung mit den
lediglich oberflÃ¤chlich wiederholten Standpunkten des Beklagten erfolgt. Die
eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten seien ausfÃ¼hrlich ausgewertet und
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methodenkritisch Ã¼berprÃ¼ft worden. Die jeweiligen BeweismaÃ�stÃ¤be und die
verlangten Kriterien bei der Bemessung des GdS seien vollstÃ¤ndig ausermittelt
und rechtsfehlerfrei ausgeurteilt worden. Weitere SachaufklÃ¤rung durch das
Rechtsmittelgericht sei nicht erforderlich, durchgreifende Anhaltspunkte der
BegrÃ¼ndung des Beklagten nicht zu entnehmen. Der Stellungnahme des G1 fehle
es an geeignetem Inhalt.

Der KlÃ¤ger hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung berichtet, mittlerweile geheiratet
und den Namen seiner Ehefrau angenommen zu haben sowie Vater eines
Kleinkindes zu sein, also drei Kinder zu haben.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Verwaltungs- und
Gerichtsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die form- und fristgerecht (Â§ 151 Sozialgerichtsgesetz [SGG]) eingelegte Berufung
des Beklagten zu statthaft (Â§Â§ 143, 144 SGG), auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig und
begrÃ¼ndet.

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens ist das Urteil des SG vom 24. April 2023,
als damit auf die kombinierte Anfechtungs-, Feststellungs- und Leistungsklage (Â§Â§
54 Abs. 1 und 4, 55 Abs. 1 Nr. 3 SGG) unter Aufhebung des Bescheides vom 3. April
2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides (Â§ 95 SGG) vom 5. Juni 2019
SchÃ¤digungsfolgen festgestellt und der Beklagte zur GewÃ¤hrung einer
BeschÃ¤digtengrundrente nach einem GdS von 30 verurteilt worden ist. Soweit das
SG die weitergehende Klage auf Feststellung weiterer SchÃ¤digungsfolgen
abgewiesen hat, hat der KlÃ¤ger weder Berufung noch Anschlussberufung
eingelegt, sodass das Urteil insoweit rechtskrÃ¤ftig geworden ist. MaÃ�gebender
Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage ist bei dieser Klageart
grundsÃ¤tzlich der Zeitpunkt der letzten mÃ¼ndlichen Verhandlung in den
Tatsacheninstanzen (vgl. BSG, Urteil vom 2. September 2009
â��Â BÂ 6Â KAÂ 34/08Â â��, juris, Rz. 26; Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Schmidt,
Kommentar zum SGG, 14. Aufl. 2023, Â§ 54 Rz.Â 34).

Die BegrÃ¼ndetheit der Berufung folgt aus der UnbegrÃ¼ndetheit der Klage im
streitgegenstÃ¤ndlichen Umfang. Der Bescheid vom 3. April 2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 5. Juni 2019 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten (Â§ 54 Abs. 1 Satz 2 SGG). Zur Ã�berzeugung des
Senats kann er weder die Feststellung von SchÃ¤digungsfolgen noch die
GewÃ¤hrung einer BeschÃ¤digtengrundrente beanspruchen. Das SG hÃ¤tte der
Klage daher nicht teilweise stattgeben dÃ¼rfen, sondern sie vollumfÃ¤nglich
abweisen mÃ¼ssen. Denn die angeschuldigten Taten sind bloÃ� mÃ¶glich, die
gesundheitliche StÃ¶rung multifaktoriell, damit nicht kausal schÃ¤digungsbedingt,
und ein GdS wird nicht begrÃ¼ndet. Der Senat verkennt dabei nicht, dass die
Vielzahl nicht entschÃ¤digungspflichtiger Erlebnisse des KlÃ¤gers in der wichtigen
PrÃ¤gephase der frÃ¼hen Kindheit dazu gefÃ¼hrt haben, dass er nur schwer im
Berufsleben FuÃ� fassen und auch schwer dauerhafte Beziehungen fÃ¼hren
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konnte. 

Materiell-rechtlich sind die Vorschriften des BVG in seiner bis 31. Dezember 2023
geltenden Fassung anzuwenden. GemÃ¤Ã� Â§ 142 Abs. 1 Satz 1 Vierzehntes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XIV) in der ab 1. Januar 2024 geltenden Fassung erhalten
Personen, deren AnsprÃ¼che nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach einem
Gesetz, dass das Bundesversorgungsgesetz ganz oder teilweise fÃ¼r anwendbar
erklÃ¤rt, in der bis zum 31. Dezember 2023 geltenden Fassung bis zum 31.
Dezember 2023 bestandskrÃ¤ftig festgestellt sind, diese Leistungen nach dem
Bundesversorgungsgesetz oder nach dem Gesetz, dass das
Bundesversorgungsgesetz fÃ¼r anwendbar erklÃ¤rt, in der am 23. Dezember 2023
geltenden Fassung weiter, soweit dieses Kapitel nichts anderes bestimmt. Ã�ber
einen bis zum 23. Dezember 2023 gestellten und nicht bestandskrÃ¤ftig
entschiedenen Antrag auf Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz oder
nach einem Gesetz, dass das Bundesversorgungsgesetz ganz oder teilweise fÃ¼r
anwendbar erklÃ¤rt, ist nach dem im Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Recht
zu entscheiden, Â§ 142 Abs. 2 Satz 1 SGB XIV. Wird hierbei ein Anspruch auf
Leistungen festgestellt, werden ebenfalls Leistungen nach Absatz 1 erbracht, Â§ 142
Abs. 2 Satz 2 SGB XIV.

Rechtsgrundlage fÃ¼r den geltend gemachten Anspruch ist 
Â§Â 1Â Abs.Â 1Â SatzÂ 1Â OEG in Verbindung mit Â§Â 9 Abs.Â 1 Nr.Â 3 Alt. 1,
Â§Â 30, Â§Â 31 BVG. Danach erhÃ¤lt wegen der gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Folgen auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des BVG, unter anderem auch BeschÃ¤digtengrundrente nach Â§Â 31
Abs.Â 1 BVG, wer im Geltungsbereich des OEG oder auf einem deutschen Schiff
oder Luftfahrzeug infolge eines vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen tÃ¤tlichen Angriffs
gegen seine oder eine andere Person oder durch dessen rechtmÃ¤Ã�ige Abwehr
eine gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten hat. Die Versorgung umfasst nach dem
insoweit entsprechend anwendbaren Â§Â 9 Abs.Â 1 Nr.Â 3 BVG die
BeschÃ¤digtenrente (Â§Â§Â 29 ff. BVG). Nach Â§Â 30 Abs.Â 1 SatzÂ 1 BVG ist der
GdS â�� bis zum Inkrafttreten des Gesetzes zur Ã�nderung des BVG und anderer
Vorschriften des Sozialen EntschÃ¤digungsrechts vom 13. Dezember 2007 (BGBl I
S.Â 2904) am 21. Dezember 2007 als Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit bezeichnet
â�� nach den allgemeinen Auswirkungen der FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen, welche
durch die als SchÃ¤digungsfolge anerkannten kÃ¶rperlichen, geistigen oder
seelischen GesundheitsstÃ¶rungen bedingt sind, in allen Lebensbereichen zu
beurteilen. Der GdS ist nach Zehnergraden von 10 bis 100 zu bemessen; ein bis zu
fÃ¼nf Grad geringerer GdS wird vom hÃ¶heren Zehnergrad mit umfasst (Â§Â 30
Abs.Â 1 SatzÂ 2 BVG). BeschÃ¤digte erhalten gemÃ¤Ã� Â§Â 31Â Abs.Â 1 BVG eine
monatliche Grundrente ab einem GdS von 30. Liegt der GdS unter 25 besteht kein
Anspruch auf eine RentenentschÃ¤digung (vgl. Senatsurteil vom 18. Dezember
2014 â�� L 6 VS 413/13 -, juris, Rz. 42; Dau, in: Knickrehm, Gesamtes Soziales
EntschÃ¤digungsrecht, 2012, Â§Â 31 BVG, Rz. 2).

FÃ¼r einen Anspruch auf BeschÃ¤digtenversorgung nach dem OEG in Verbindung
mit dem BVG sind folgende rechtlichen GrundsÃ¤tze maÃ�gebend (vgl. BSG, Urteil
vom 17.Â April 2013 â��Â BÂ 9Â VÂ 1/12Â RÂ â��, BSGE 113, 205 ):
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Ein Versorgungsanspruch setzt zunÃ¤chst voraus, dass die allgemeinen
Tatbestandsmerkmale des Â§Â 1 Abs.Â 1 SatzÂ 1 OEG gegeben sind (vgl. hierzu
BSG, Urteil vom 23. April 2009 â��Â BÂ 9Â VGÂ 1/08 R â��, juris, Rz. 27 m. w. N).
Danach erhÃ¤lt eine natÃ¼rliche Person (â��werâ��), die im Geltungsbereich des
OEG durch einen vorsÃ¤tzlichen, rechtswidrigen tÃ¤tlichen Angriff eine
gesundheitliche SchÃ¤digung erlitten hat, wegen der gesundheitlichen und
wirtschaftlichen Folgen auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung der
Vorschriften des BVG. Somit besteht der Tatbestand des Â§Â 1 Abs.Â 1 SatzÂ 1 OEG
aus drei Gliedern (tÃ¤tlicher Angriff, SchÃ¤digung und SchÃ¤digungsfolgen), die
durch einen Ursachenzusammenhang miteinander verbunden sind. In AltfÃ¤llen,
also bei SchÃ¤digungen zwischen dem Inkrafttreten des Grundgesetzes am 23. Mai
1949 und dem Inkrafttreten des OEG am 16. Mai 1976 (BGBl I S.Â 1181), mÃ¼ssen
daneben noch die besonderen Voraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§Â 10 SatzÂ 2 OEG in
Verbindung mit Â§Â 10a Abs.Â 1 SatzÂ 1 OEG erfÃ¼llt sein. Nach dieser
HÃ¤rteregelung erhalten Personen, die in diesem Zeitraum geschÃ¤digt worden
sind, auf Antrag Versorgung, solange sie allein infolge dieser SchÃ¤digung
schwerbeschÃ¤digt und bedÃ¼rftig sind sowie im Geltungsbereich des OEG ihren
Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalt haben. Eine SchwerbeschÃ¤digung liegt
nach Â§Â 31 Abs.Â 2 BVG vor, wenn ein GdS von mindestens 50 festgestellt ist.

Nach der Rechtsprechung des BSG ist bei der Auslegung des Rechtsbegriffes
â��vorsÃ¤tzlicher, rechtswidriger tÃ¤tlicher Angriffâ�� im Sinne des Â§Â 1 Abs.Â 1
SatzÂ 1 OEG entscheidend auf die Rechtsfeindlichkeit, vor allem verstanden als
Feindlichkeit gegen das Strafgesetz, abzustellen; von subjektiven Merkmalen, wie
etwa einer kÃ¤mpferischen, feindseligen Absicht, hat sich die Auslegung insoweit
weitestgehend gelÃ¶st (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 7. April 2011
â��Â BÂ 9Â VGÂ 2/10Â RÂ â��, SozR 4-3800 Â§Â 1 Nr.Â 18, Rz. 32 m. w. N.). Dabei
sind je nach Fallkonstellation unterschiedliche Schwerpunkte gesetzt und
verschiedene Gesichtspunkte hervorgehoben worden. Leitlinie ist insoweit der sich
aus dem Sinn und Zweck des OEG ergebende Gedanke des Opferschutzes. Das
Vorliegen eines tÃ¤tlichen Angriffes hat das BSG daher aus der Sicht von
objektiven, vernÃ¼nftigen Dritten beurteilt und insbesondere sozial angemessenes
Verhalten ausgeschieden. Allgemein ist es in seiner bisherigen Rechtsprechung
davon ausgegangen, dass als tÃ¤tlicher Angriff grundsÃ¤tzlich eine in feindseliger
oder rechtsfeindlicher Willensrichtung unmittelbar auf den KÃ¶rper eines anderen
zielende gewaltsame Einwirkung anzusehen ist, wobei die Angriffshandlung in aller
Regel den Tatbestand einer â�� jedenfalls versuchten â�� vorsÃ¤tzlichen Straftat
gegen das Leben oder die kÃ¶rperliche Unversehrtheit erfÃ¼llt (st. Rspr.; vgl. nur
BSG, Urteil vom 29. April 2010 â��Â BÂ 9Â VGÂ 1/09Â RÂ â��, SozR 4-3800 Â§Â 1
Nr.Â 17, Rz. 25 m. w. N.). Abweichend von dem im Strafrecht umstrittenen
Gewaltbegriff im Sinne des Â§Â 240 Strafgesetzbuch (StGB) zeichnet sich der
tÃ¤tliche Angriff im Sinne des Â§Â 1 Abs.Â 1 SatzÂ 1 OEG durch eine kÃ¶rperliche
Gewaltanwendung (TÃ¤tlichkeit) gegen eine Person aus, wirkt also kÃ¶rperlich
(physisch) auf einen anderen ein (vgl. BSG, Urteil vom 7. April 2011 â�� B 9 VG 2/10
R â��, SozRÂ 4Â 3800Â Â§Â 1Â Nr.Â 18, Rz. 36 m. w. N.). Ein solcher Angriff setzt
eine unmittelbar auf den KÃ¶rper einer anderen Person zielende, gewaltsame
physische Einwirkung voraus; die bloÃ�e Drohung mit einer wenn auch erheblichen
Gewaltanwendung oder SchÃ¤digung reicht hierfÃ¼r demgegenÃ¼ber nicht aus

                            30 / 42

https://dejure.org/gesetze/OEG/1.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20VG%201/08%20R
https://dejure.org/gesetze/OEG/1.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%201976,%201181
https://dejure.org/gesetze/OEG/10.html
https://dejure.org/gesetze/OEG/10a.html
https://dejure.org/gesetze/BVG/31.html
https://dejure.org/gesetze/OEG/1.html
https://dejure.org/gesetze/OEG/1.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20VG%202/10%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20VG%201/09%20R
https://dejure.org/gesetze/StGB/240.html
https://dejure.org/gesetze/OEG/1.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20VG%202/10%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20VG%202/10%20R


 

(vgl. BSG, Urteil vom 16. Dezember 2014 â�� B 9 V 1/13 R â��, juris, Rz.Â 23 ff.).

Hinsichtlich der entscheidungserheblichen Tatsachen kennen das soziale
EntschÃ¤digungsrecht und damit auch das OEG drei BeweismaÃ�stÃ¤be.
GrundsÃ¤tzlich bedÃ¼rfen die drei Glieder der Kausalkette (schÃ¤digender
Vorgang, SchÃ¤digung und SchÃ¤digungsfolgen) des Vollbeweises. FÃ¼r die
KausalitÃ¤t selbst genÃ¼gt gemÃ¤Ã� Â§Â 1 Abs.Â 3 BVG die Wahrscheinlichkeit.
Nach MaÃ�gabe des Â§Â 15 SatzÂ 1Â des Gesetzes Ã¼ber das
Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung (KOVVfG), der gemÃ¤Ã� Â§Â 6
Abs.Â 3 OEG anzuwenden ist, sind bei der Entscheidung die Angaben der
Antragstellenden, die sich auf die mit der SchÃ¤digung, also insbesondere auch mit
dem tÃ¤tlichen Angriff im Zusammenhang stehenden Tatsachen beziehen,
zugrunde zu legen, wenn sie nach den UmstÃ¤nden des Falles glaubhaft
erscheinen.

FÃ¼r den Vollbeweis muss sich das Gericht die volle Ã�berzeugung vom
Vorhandensein oder Nichtvorhandensein einer Tatsache verschaffen. Allerdings
verlangt auch der Vollbeweis keine absolute Gewissheit, sondern lÃ¤sst eine an
Gewissheit grenzende Wahrscheinlichkeit ausreichen. Denn ein darÃ¼ber
hinausgehender Grad an Gewissheit ist so gut wie nie zu erlangen (vgl. Keller, a. a.
O., Â§Â 128 Rz. 3b m. w. N.). Daraus folgt, dass auch dem Vollbeweis gewisse
Zweifel innewohnen kÃ¶nnen, verbleibende Restzweifel mit anderen Worten bei der
Ã�berzeugungsbildung unschÃ¤dlich sind, solange sie sich nicht zu gewichtigen
Zweifeln verdichten (vgl. BSG, Urteil vom 24. November 2010 â�� B 11 AL 35/09 R -,
juris, Rz. 21). Eine Tatsache ist bewiesen, wenn sie in so hohem Grade
wahrscheinlich ist, dass alle UmstÃ¤nde des Falles nach vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung
des Gesamtergebnisses des Verfahrens und nach der allgemeinen Lebenserfahrung
geeignet sind, die volle richterliche Ã�berzeugung zu begrÃ¼nden (vgl. Keller, a. a.
O.).

Der Beweisgrad der Wahrscheinlichkeit im Sinne des Â§Â 1 Abs.Â 3 SatzÂ 1 BVG ist
dann gegeben, wenn nach der geltenden wissenschaftlichen Lehrmeinung mehr
fÃ¼r als gegen einen ursÃ¤chlichen Zusammenhang spricht (vgl. BSG, Beschluss
vom 8. August 2001 â��Â BÂ 9Â VÂ 23/01Â BÂ â��, SozR 3-3900 Â§Â 15 Nr.Â 4,
S.Â 14 m. w. N.). Diese Definition ist der Fragestellung nach dem wesentlichen
ursÃ¤chlichen Zusammenhang (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 16. Dezember 2014 â�� 
B 9 V 6/13 R -, juris, Rz. 18 ff.) angepasst, die nur entweder mit ja oder mit nein
beantwortet werden kann. Es muss sich unter WÃ¼rdigung des Beweisergebnisses
ein solcher Grad von Wahrscheinlichkeit ergeben, dass ernste Zweifel hinsichtlich
einer anderen MÃ¶glichkeit ausscheiden. FÃ¼r die Wahrscheinlichkeit ist ein
â��deutlichesâ�� Ã�bergewicht fÃ¼r eine der MÃ¶glichkeiten erforderlich. Sie
entfÃ¤llt, wenn eine andere MÃ¶glichkeit ebenfalls ernstlich in Betracht kommt.

Bei dem â��Glaubhafterscheinenâ�� im Sinne des Â§Â 15 SatzÂ 1 KOVVfG handelt
es sich um den dritten, mildesten BeweismaÃ�stab des Sozialrechts.
Glaubhaftmachung bedeutet das Dartun einer Ã¼berwiegenden Wahrscheinlichkeit
(vgl. Keller, a. a. O., Rz. 3d m. w. N.), also der guten MÃ¶glichkeit, dass sich der
Vorgang so zugetragen hat, wobei durchaus gewisse Zweifel bestehen bleiben
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kÃ¶nnen (vgl. BSG, Beschluss vom 8. August 2001 â�� B 9 V 23/01 B -,
SozRÂ 3Â 3900 Â§Â 15 Nr.Â 4, S.Â 14 f. m. w. N.). Dieser BeweismaÃ�stab ist durch
seine RelativitÃ¤t gekennzeichnet. Es muss nicht, wie bei der Wahrscheinlichkeit
des ursÃ¤chlichen Zusammenhanges, absolut mehr fÃ¼r als gegen die glaubhaft zu
machende Tatsache sprechen. Es reicht die gute MÃ¶glichkeit aus, also es
genÃ¼gt, wenn bei mehreren ernstlich in Betracht zu ziehenden MÃ¶glichkeiten das
Vorliegen einer davon relativ am wahrscheinlichsten ist (vgl. Keller, a. a. O.), weil
nach der GesamtwÃ¼rdigung aller UmstÃ¤nde besonders viel fÃ¼r diese
MÃ¶glichkeit spricht. Von mehreren ernstlich in Betracht zu ziehenden
Sachverhaltsvarianten muss einer den Ã¼brigen gegenÃ¼ber ein gewisses, aber
kein deutliches Ã�bergewicht zukommen. Wie bei den beiden anderen
BeweismaÃ�stÃ¤ben reicht die bloÃ�e MÃ¶glichkeit einer Tatsache nicht aus, um
die Beweisanforderungen zu erfÃ¼llen. Das Tatsachengericht ist allerdings mit Blick
auf die Freiheit der richterlichen BeweiswÃ¼rdigung (Â§Â 128 Abs.Â 1 SatzÂ 1 SGG)
im Einzelfall grundsÃ¤tzlich darin nicht eingeengt, ob es die Beweisanforderungen
als erfÃ¼llt ansieht (vgl. BSG, Beschluss vom 8. August 2001 â�� B 9 V 23/01 B â��,
SozR 3-3900 Â§Â 15 Nr.Â 4, S.Â 15). Diese GrundsÃ¤tze haben ihren Niederschlag
auch in den â��Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen
EntschÃ¤digungsrecht und nach dem Schwerbehindertengesetzâ�� in ihrer am 1.
Oktober 1998 geltenden Fassung der Ausgabe 1996 (AHP 1996) und nachfolgend
â�� seit Juli 2004 â�� den â��Anhaltspunkten fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertenrecht (Teil 2 SGB IX)â�� in ihrer jeweils geltenden Fassung (AHP
2005 und 2008) gefunden, welche zum 1. Januar 2009 durch die Anlage zu Â§Â 2
Versorgungsmedizin-Verordnung (VersMedV) vom 10. Dezember 2008 (Teil C, Nrn.
1 bis 3 und 12 der Anlage zu Â§Â 2 VersMedV; vgl. BR-Drucks 767/1/08 S.Â 3, 4)
inhaltsgleich ersetzt worden ist (vgl. BSG, Urteil vom 16. Dezember 2014 â�� B 9 V
6/13 R â��, juris, Rz. 17).

Ausgehend von diesen MaÃ�stÃ¤ben ist ein rechtswidriger, tÃ¤tlicher Angriff nicht
wenigstens glaubhaft gemacht. Von diesem BeweismaÃ�stab geht der Senat zu
Gunsten des KlÃ¤gers aus, wenngleich aufgrund der Tatsache, dass seine
Schwester die angeschuldigten Taten beobachtet haben soll, grundsÃ¤tzlich eine
Tatzeugin zur VerfÃ¼gung steht, sodass es des Vollbeweises bedÃ¼rfte. Die
Beweiserleichterung des Â§Â 15 Satz 1 KOVVfG ist zwar auch dann anwendbar,
wenn fÃ¼r den schÃ¤digenden Vorgang keine Zeugen vorhanden sind (vgl. BSG,
Urteil vom 31.5.1989 â�� 9 RVg 3/89 â��, juris, Rz. 12). Nach dem Sinn und Zweck
des Â§Â 15 Satz 1 KOVVfG sind damit nur Tatzeugen gemeint, die zu den zu
beweisenden Tatsachen aus eigener Wahrnehmung Angaben machen kÃ¶nnen.
Personen, die von ihrem gesetzlichen Zeugnisverweigerungsrecht (vgl. Â§Â§Â 383
ff. Zivilprozessordnung [ZPO]) Gebrauch gemacht haben, sind dabei nicht als
Zeugen anzusehen. Entsprechendes gilt fÃ¼r eine als TÃ¤ter in Betracht
kommende Person, die eine schÃ¤digende Handlung bestreitet. Denn die Beweisnot
des Opfers, auf die sich Â§Â 15 Satz 1 KOVVfG bezieht, ist in diesem Fall nicht
geringer, als wenn der TÃ¤ter unerkannt geblieben oder flÃ¼chtig ist. Die
Beweiserleichterung des Â§Â 15 Satz 1 KOVVfG gelangt damit auch zur Anwendung,
wenn sich die Aussagen des Opfers und des vermeintlichen TÃ¤ters
gegenÃ¼berstehen und Tatzeugen nicht vorhanden sind (vgl. BSG, Urteil vom
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15.Â Dezember 2016Â â�� B 9 V 3/15 RÂ â��, juris, Rz. 30), was vorliegend nicht
der Fall ist, nachdem die Schwester des KlÃ¤gers an den geschilderten Taten nicht
beteiligt gewesen ist.

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme steht fÃ¼r den Senat aufgrund der
erstinstanzlich durchgefÃ¼hrten Beweisaufnahme wie den in den Akten
enthaltenen Befundberichten, die im Wege des Urkundsbeweises verwertet werden
(Â§ 118 Abs. 1 SGG i.Â V.Â m. Â§Â§ 415 ff. Zivilprozessordnung [ZPO]), der Aussage
seines Vaters sowie der eingeholten SachverstÃ¤ndigengutachten fest, dass nur die
MÃ¶glichkeit besteht, dass sich rechtswidrige, tÃ¤tliche Angriffe zu Lasten des
KlÃ¤gers zugetragen haben.

Generell gilt, dass eher von einer â�� objektiv zutreffenden â�� Erinnerung
auszugehen ist, wenn die Schilderungen Ã¼ber einen lÃ¤ngeren Zeitraum konstant
bleiben, wÃ¤hrend GeschehensablÃ¤ufe, die sich nicht zugetragen haben, an die
aber subjektiv ein GedÃ¤chtnisinhalt besteht, im Laufe der Zeit eher auszuufernd
beschrieben werden (vgl. LSG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 19. August 2015 â�� L 4
VG 5/13 â��, juris, Rz. 28; Senatsurteil vom 22. September 2016 â�� L 6 VG
1927/15 â��, juris, Rz. 90; Rademacker, in: Knickrehm, Gesamtes Soziales
EntschÃ¤digungsrecht, Kommentar, 2012, Â§Â 1 OEG Rz. 49 m. w. N.; generell zur
Konsistenz mit frÃ¼heren Aussagen auch Schneider, Beweis und
BeweiswÃ¼rdigung, 5. Aufl. 1994, Rz. 1101). Auf nicht bewusst Erlebtes deutet
demgegenÃ¼ber die ernsthafte MÃ¶glichkeit suggestiver EinflÃ¼sse hin,
insbesondere bei intensiven GesprÃ¤chen, Befragungen und Nachforschungen
durch andere AutoritÃ¤tspersonen mit entsprechenden Voreinstellungen und
Erwartungen (vgl. Bender/Nack/Treuer, Tatsachenfeststellung vor Gericht, 4. Aufl.
2014, Rz.Â 324). Dabei besteht mitunter das BedÃ¼rfnis, die massiven psychischen
und kÃ¶rperlichen Beschwerden, welche Ã¼ber die Jahre hinweg aufgetreten sind,
erklÃ¤ren zu kÃ¶nnen (vgl. LSG Rheinland-Pfalz, a. a. O., Rz. 28; Senatsurteil vom 9.
November 2017Â â�� L 6 VG 2118/17Â â��, juris, Rz. 44f.).

Davon ausgehend ist zu wÃ¼rdigen, dass der KlÃ¤ger neben den tÃ¤glichen
SchlÃ¤gen und dem kalten Abduschen eine Reihe weiterer massiver
SchÃ¤digungen, wie das StoÃ�en gegen TÃ¼rrahmen und MÃ¶bel sowie auf den
Boden behauptet hat, fÃ¼r die es keinerlei Belege gibt und hinsichtlich deren
GesundheitserstschÃ¤den nicht belegt sind. Eine deutliche Ausweitung des
vermeintlichen Geschehens liegt damit vor, wenngleich der Senat berÃ¼cksichtigt,
dass eine Verzerrung auch der kindlichen Wahrnehmung geschuldet sein kann.
Tatsache ist, worauf S3 zu Recht hingewiesen hat, dass keinem der
Untersuchungsbefunde irgendwelche Zeichen kÃ¶rperlicher Gewalt zu entnehmen
sind, insbesondere nicht die vom KlÃ¤ger behaupteten HÃ¤matome am ganzen
OberkÃ¶rper (vgl. die Angaben bei der Polizei). Solche sind von der Schwester des
KlÃ¤gers ebenfalls nicht beschrieben worden, sie konnte nicht einmal bei sich selbst
HÃ¤matome oder Ã¤hnliches erinnern.

Zwar hat der Vater in der Klinik in M2 berichtet, dass es Probleme in der
Pflegefamilie gegeben habe, dennoch sind dort zeitnah weder psychische noch
kÃ¶rperliche AuffÃ¤lligkeiten dokumentiert worden, wie S3 zutreffend
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herausgestellt hat.

Anderes ergibt sich aus den Angaben des Kindergartens nicht. Daraus, dass es
offensichtlich unterschiedliche Auffassungen in religiÃ¶sen Fragen gegeben hat,
weshalb die Kinder nicht an Faschingsveranstaltungen teilnehmen und keine
Mandalas ausmalen durften, lassen sich schon keine Hinweise auf eine
VernachlÃ¤ssigung entnehmen und erst Recht keine auf rechtswidrige, tÃ¤tliche
Angriffe. Dass der KlÃ¤ger â�� einmalig â�� nicht an einer
Kindergartenveranstaltung teilnehmen durfte, lÃ¤sst ebenso wenig
RÃ¼ckschlÃ¼sse auf kÃ¶rperliche ZÃ¼chtigungen zu wie der Umstand, dass die
Schwester davon berichtet hat, dass der KlÃ¤ger nicht mit im Garten Zelten durfte,
weil er seinen Schnuller nicht abgegeben hat. Gleiches gilt fÃ¼r den wiederholten
Hinweis des KlÃ¤gers und seiner Schwester darauf, dass sie ihren Teller hÃ¤tten
aufessen und Speisen hÃ¤tten essen mÃ¼ssen, die sie nicht mochten.

Dass die KindergÃ¤rtnerin zwar durchaus Details erinnern konnte, aber keine
schwerwiegenden AuffÃ¤lligkeiten des KlÃ¤gers angegeben hat, spricht gegen
ausgeprÃ¤gte VerhaltensauffÃ¤lligkeiten bereits im Kindergarten, wie sie vom Vater
des KlÃ¤gers behauptet worden sind. UnabhÃ¤ngig davon hat S3 aber schlÃ¼ssig
aufgezeigt, dass die StÃ¶rungen der Impuls- und Verhaltenskontrolle genetisch
begrÃ¼ndet sein kÃ¶nnen, damit selbst wenn sie vorgelegen hÃ¤tten, nicht
schÃ¤digungsbedingt sein mÃ¼ssen. In diesem Sinne hat bereits der
behandelndeÂ S2 darauf hingewiesen, dass die beschriebenen
AufmerksamkeitsdefizitstÃ¶rungen auf biologischer Veranlagung beruhen.

Aus den Angaben der Schwester des KlÃ¤gers folgt nichts anderes. Diesen ist
lediglich zu entnehmen, dass der KlÃ¤ger, wenn er eingenÃ¤sst hatte, von den
Pflegeeltern gesÃ¤ubert worden ist. Insofern hat die Schwester geschildert, dass sie
gesehen habe, wie der KlÃ¤ger unter der Dusche gestanden und â��kalt, kaltâ��
gerufen habe. Ob das Wasser wirklich kalt gewesen ist oder dies vom KlÃ¤ger
lediglich so empfunden wurde, ist damit in keiner Weise belegt.

Obwohl die Schwester mit dem KlÃ¤ger in einem Zimmer geschlafen hat, konnte sie
noch nicht einmal Angaben dazu machen, wie hÃ¤ufig es zu dem kalten Abduschen
gekommen sein soll. Dass der KlÃ¤ger, wie er ebenfalls berichtet hat, jede Nacht
aus dem Bett geholt worden ist, hat sie nicht bestÃ¤tigt. Ihre Angaben stehen schon
in deutlichem Widerspruch zu denen des KlÃ¤gers. Denn wÃ¤hrend letzterer
nÃ¤mlich mehrfach beschrieben hat, nur tagsÃ¼ber Windeln getragen zu haben,
sodass sich die VorgÃ¤nge immer abends zugetragen hÃ¤tten, ergibt sich aus den
Aussagen der Schwester, dass die Pflegeeltern morgens kontrolliert hÃ¤tten, ob der
KlÃ¤ger Ã¼ber Nacht in die Windel gemacht habe. Angaben dazu, ob die Windel
jeden Tag â��vollâ�� gewesen ist, konnte sie ebenfalls nicht machen.

Die Angaben des Vaters basieren schon auf keinen eigenen Beobachtungen und
seine Angaben, wer â�� der KlÃ¤ger und/oder seine Schwester â�� ihm was
berichtet haben soll, differieren.

Deutlich wird aus seinen Schilderungen, dass er offensichtlich Schwierigkeiten mit
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den Pflegeeltern hatte, was dadurch untermauert wird, dass die Pflegemutter
Ã¼ber hÃ¤ufige GesprÃ¤che mit dem Jugendamt, teilweise unter Hinzuziehung
eines Psychologen, ebenso berichtet hat wie Ã¼ber GewaltvorwÃ¼rfe des Vaters
ihnen gegenÃ¼ber. Deutlich herausgestellt hat sie, dass der Vater sie als
Pflegeeltern nicht akzeptiert und als â��seine Bedienstetenâ�� verstanden sowie
diese Haltung gegenÃ¼ber den Kindern deutlich gemacht hat.

Passend hierzu konnte die Zeugin erinnern, dass die Kinder sich nach
Wochenendaufenthalten bei dem Vater verstÃ¶rt gezeigt und sogar mitgebrachtes
Spielzeug zerstÃ¶rt haben. Weiter hat sie den Vater als unzuverlÃ¤ssig
insbesondere bei der Einhaltung von Terminen beschrieben, was dadurch
unterstrichen wird, dass er die stationÃ¤re Behandlung des KlÃ¤gers wohl â��
anders als vereinbart â�� nicht begleitet hat. Die Darstellung des Vaters, dass er
sich hilfesuchend an das Jugendamt gewendet habe, von dort aber keine
UnterstÃ¼tzung erfahren habe, ist somit ebenfalls nicht belegt. Gleiches gilt fÃ¼r
sein Vorbringen, seine Kinder seien stundenlang eingesperrt worden. Die Schwester
konnte nÃ¤mlich nur bestÃ¤tigen, dass es â��Stubenarrestâ�� gegeben habe, aber
keine Angaben dazu machen, ob die TÃ¼re abgeschlossen gewesen ist.

In diesem Zusammenhang ist erneut auf die AusfÃ¼hrungen des S3 zu verweisen,
dass sich den Behandlungsberichten keine Spuren kÃ¶rperlicher Gewaltanwendung
gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger entnehmen lassen, was die diesbezÃ¼glichen Angaben
des Vaters deutlich relativiert und keine Zweifel an der Richtigkeit der Angaben der
Pflegemutter begrÃ¼ndet.

Dies gilt nicht zuletzt deshalb, weil der Vater gegenÃ¼ber dem Beklagten
angegeben hat, dass der KlÃ¤ger â��lÃ¼ge wie andere atmenâ��, dessen Angaben
selbst also keinen Glauben schenkt.

Bei der EinschÃ¤tzung des S4 ist daher problematisch, dass der SachverstÃ¤ndige
zu Obigem passend selbst Anhaltspunkte fÃ¼r suggestive EinflÃ¼sse erhoben hat,
die er ebenso wenig wÃ¼rdigt, wie seine differentialdiagnostischen Ã�berlegungen
einzig von der Angabe des KlÃ¤gers geleitet werden, dass er die Zeit bei der
Pflegefamilie als am schlimmsten empfunden hat, obwohl er ein dysfunktionales
Elternhaus beschreibt.

Eine plausible Darstellung des S4, von welchen tatsÃ¤chlich stattgehabten
Ereignissen er letztlich ausgeht, findet sich dementsprechend nicht. Seine auf den
vermeintlich schÃ¤digenden Ereignissen aufbauenden Schlussfolgerungen basieren
mithin auf einer nicht hinreichend gesicherten Tatsachengrundlage, er setzt sich
insbesondere nicht damit auseinander, dass der KlÃ¤ger nur pauschale Angaben
gemacht und gegenÃ¼ber S3 sogar angegeben hat, nicht genau sagen zu kÃ¶nnen,
was passiert sei.

Objektive Befunde, aus denen RÃ¼ckschlÃ¼sse gezogen werden kÃ¶nnten,
hat S4 keine benennen kÃ¶nnen, sondern hÃ¤lt den anhand der Aktenlage
herausgearbeiteten Hinweis des S3, wonach bei dem KlÃ¤ger keine psychischen
AuffÃ¤lligkeiten im Sinne einer TraumafolgestÃ¶rung (sogen. BrÃ¼ckensymptome)
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bestanden, nur deshalb nicht fÃ¼r relevant, weil er darÃ¼ber spekuliert, dass der
KlÃ¤ger Schwierigkeiten gehabt habe sich zu Ã¶ffnen. Objektive
AnknÃ¼pfungspunkte ergeben sich daraus nicht. Er setzt sich weiter nicht damit
auseinander, dass vom KlÃ¤ger vermehrt â�� auch ihm gegenÃ¼ber (â��Arme
aufgeschnittenâ��) â�� ein selbstschÃ¤digendes Verhalten in der Kindheit
beschrieben worden ist, S3 aber weder an den Armen noch an den Beinen zu
erwartende Spuren hiervon sichern konnte, sodass das Vorbringen unschlÃ¼ssig ist.
DassÂ S4 eine entsprechende Ã�berprÃ¼fung Ã¼berhaupt vorgenommen hat,
lÃ¤sst sich seinen AusfÃ¼hrungen nicht entnehmen.

Soweit S4 weiter meint, die von S3 angewandten
Beschwerdevalidierungsverfahrens seien nicht aussagekrÃ¤ftig und lieÃ�en keine
RÃ¼ckschlÃ¼sse zu, da es auf den klinischen Befund ankomme, Ã¼berzeugt dies
nicht. Mit den Beschwerdevalidierungsverfahren ist S3 seiner zentralen Aufgabe als
SachverstÃ¤ndiger nachgekommen, eine KonsistenzprÃ¼fung durchzufÃ¼hren und
hat sich, anders alsÂ S4, nicht nur von den subjektiven Angaben des KlÃ¤gers leiten
lassen.

Dass eine solche KonsistenzprÃ¼fung angezeigt gewesen ist, wird aus der
demonstrierten HalbseitenschwÃ¤che deutlich. Hierzu hat S3 Ã¼berzeugend
aufgezeigt, dass diese aus medizinischer Sicht nicht erklÃ¤rbar gewesen ist,
insbesondere nach dem elektrophysiologischen Befund nicht vorliegen kann.
SchlÃ¼ssig weist er weiter darauf hin, dass die demonstrierte Kraftminderung im
linken Arm weder mit der normalen Bemuskelung, noch mit dem regelrechten
Gebrauch von Hand und Arm und auch nicht mit den Arbeitsspuren in Einklang zu
bringen ist.Â S4 sieht die Angaben als pathophysiologisch nicht plausibel bzw.
nachvollziehbar an, wÃ¼rdigt dies allerdings nicht, weil er unzutreffend davon
ausgeht, dass keine Relevanz fÃ¼r die Fragestellung bestehe.

Zu einer WÃ¼rdigung hÃ¤tte aber gerade deshalb Veranlassung bestanden,
nachdem der KlÃ¤ger ihm berichtet hat, bis zu 10.000 km im Jahr mit dem Fahrrad
zu fahren und Ã¼ber 12 RennrÃ¤der zu besitzen, was die PlausibilitÃ¤t der
demonstrierten EinschrÃ¤nkungen zusÃ¤tzlich in Frage stellt. Im
Beschwerdevorbringen gegenÃ¼ber S4 zeigen sich daher ebenfalls deutliche
Inkonsistenzen, was die Darlegungen des S3 bestÃ¤tigt.

Dass S3 das Vorbringen des KlÃ¤gers zu Recht in Frage gestellt hat, wird in
tatsÃ¤chlicher Hinsicht dadurch unterstrichen, dass er ihm gegenÃ¼ber von einer
ArbeitstÃ¤tigkeit in Teilzeit Ã¼ber 240 Wochenstunden berichtet und dies erst
durch den Vorhalt des SachverstÃ¤ndigen, dass dies 60 Wochenstunden entspricht,
relativiert hat.

In diagnostischer Hinsicht hat S3 den gesamten Behandlungsverlauf kritisch
beleuchtet und im Einzelnen herausgearbeitet, dass es sich bei den in den
Arztberichten genannten Diagnosen Ã¼berwiegend um Verdachts- und
Behandlungsdiagnosen gehandelt hat. Denn diese sind nicht durch zu erwartende
krankheitswertige Befunde untermauert, sondern schildern allenfalls
VerhaltensauffÃ¤lligkeiten, ansonsten aber einen unauffÃ¤lligen psychischen
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Befund. Hierzu verweist er nachvollziehbar auf den Bericht der Abteilung Psychiatrie
des Krankenhauses K1 Ã¼ber die Behandlung 2014, aus dem regelrechte Befunde
wÃ¤hrend des Aufenthaltes folgen, was aber keinen Niederschlag in der
Diagnosestellung findet. Zum psychischen Befund wird nÃ¤mlich mitgeteilt, dass
der KlÃ¤ger offen im Kontakt, bewusstseinsklar und allseits orientiert gewesen ist.
Konzentration und Aufmerksamkeit waren ohne pathologischen Befund, inhaltliche
DenkstÃ¶rungen zeigten sich nicht, lediglich die Psychomotorik wird als etwas
unruhig beschrieben, bei jedoch regelrechtem Antrieb.

Entsprechendes ergibt sich aus dem Entlassungsbericht Ã¼ber den Folgeaufenthalt
2015. Dort wird der KlÃ¤ger als wach und bewusstseinsklar sowie zu allen
QualitÃ¤ten orientiert beschrieben. StÃ¶rungen des inhaltlichen Denkens bestanden
nicht, BefÃ¼rchtungen und ZwÃ¤nge waren nicht vorhanden und
SinnestÃ¤uschungen nicht eruierbar. Bei beschriebener depressiver Verstimmung
wird die SchwingungsfÃ¤higkeit als ausreichend erhalten angegeben.

Die Schlussfolgerung von S3, dass die massiven Diagnosen aus den Arztberichten
nicht schlÃ¼ssig und nachvollziehbar belegt sind, so dass sie im Ergebnis nicht
bestÃ¤tigt werden kÃ¶nnen, ist somit im Einzelnen belegt worden. Insbesondere hat
er dargelegt, dassÂ S2 nur von einer fragmentarisch erhobenen Biografie ausgeht
und die von ihm beschriebenen befundlichen AuffÃ¤lligkeiten zum einen nicht
geeignet sind, die Diagnosen zu begrÃ¼nden und er sich im Wesentlichen auf eine
Wiederholung der Beschwerdeschilderung des KlÃ¤gers stÃ¼tzt. In diesem
Zusammenhang muss auch S4 einrÃ¤umen, dass die Diagnosen â�� insbesondere
des behandelnden S2 â�� Ã¼berwiegend nicht bestÃ¤tigt werden konnten. Soweit
er hinsichtlich der Diagnose einer PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung darauf Bezug nimmt,
dass diese aktenkundig sei, setzt er sich nicht damit auseinander, dass S3
schlÃ¼ssig darauf hingewiesen hat, dass wÃ¤hrend der stationÃ¤ren Behandlung
2016, bei der gerade die Diagnose â�� neben dem ADHS â�� gestellt worden ist,
ein laborchemisch gesicherter Amphetaminkonsum nachgewiesen und vom KlÃ¤ger
regelmÃ¤Ã�iger Konsum eingerÃ¤umt wurde. Der behandelnde Arzt S2 hat â��
dazu passend â�� sogar von einer zeitweise bestehenden Suchterkrankung
berichtet, die Analyse somit anamnestisch gestÃ¼tzt. Im objektiven psychischen
Befund wird der KlÃ¤ger indessen als wach, bewusstseinsklar, vollstÃ¤ndig
orientiert und nur als psychomotorisch leicht unruhig beschrieben. Im Ã�brigen
finden sich nur subjektive Beschwerdeangaben, was die Schlussfolgerungen des S3,
dass keine pathologischen Befunde erhoben worden sind, erneut untermauert.

Weiter legt S3 dar, dass bei dem KlÃ¤ger zwar vom Fortbestehen einer StÃ¶rung
der Impulskontrolle und der Verhaltensorganisation ausgegangen werden kann,
diese aber gerade keinen Krankheitswert erreicht. Zu Recht weist er insbesondere
darauf hin, dass nicht sÃ¤mtliche UnregelmÃ¤Ã�igkeiten in der kindlichen
Entwicklung entschÃ¤digungsrelevant im Sinne des OEG sind. Dies verkennt S4,
was insbesondere daran deutlich wird, wenn er kÃ¶rperliche Gewalterfahrungen,
emotionale VernachlÃ¤ssigung und Missbrauch als prÃ¤disponierende Faktoren
fÃ¼r eine Borderline-PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung anfÃ¼hrt, aber nicht darauf eingeht,
dass nicht jede emotionale VernachlÃ¤ssigung einen rechtswidrigen, tÃ¤tlichen
Angriff begrÃ¼ndet und damit entschÃ¤digungsrelevant ist. Dementsprechend
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Ã¼bersieht er weiter, dass die von ihm als restriktiv charakterisierte Erziehung
durch die Pflegeeltern, die er als mitursÃ¤chlich fÃ¼r die von ihm gesehene
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung bewertet, ebenfalls nicht per se als rechtswidriger,
tÃ¤tlicher Angriff gewertet werden kann und Ã�bergriffe von der Schwere eines
Missbrauchs in keiner Weise geltend gemacht werden. Die AusfÃ¼hrungen des. S4
laufen damit auf den Zirkelschluss hinaus, aus den jetzigen Angaben auf Art und
Schwere des ursprÃ¼nglichen Ereignisses schlieÃ�en zu kÃ¶nnen.

Nachdem somit schÃ¤digende Ereignisse schon nicht mehr als mÃ¶glich sind,
kommt die Feststellung von SchÃ¤digungsfolgen nicht in Betracht. Es kann deshalb
dahinstehen, dass keine Handlungen der Pflegeeltern beschrieben sind, die vom
elterlichen ZÃ¼chtigungsrecht nicht gedeckt gewesen wÃ¤ren, worauf der Beklagte
in erster Linie abgestellt hat.

Ohne Zweifel stellt zwar die kÃ¶rperliche ZÃ¼chtigung eines Kindes durch SchlÃ¤ge
eine gewaltsame, auf den KÃ¶rper eines anderen zielende Einwirkung dar. Diese
gewaltsame Einwirkung mÃ¼sste dabei aber auch in feindseliger Willensrichtung
geschehen und rechtswidrig gewesen sein. Sowohl fÃ¼r die Frage der feindseligen
Willensrichtung als auch der Rechtswidrigkeit kommt zum Tragen, dass
kÃ¶rperliche ZÃ¼chtigungen bis zur Abschaffung des sog. elterlichen
ZÃ¼chtigungsrechts im Rahmen der Neufassung des Â§Â 1631 Abs.Â 2 SatzÂ 1 BGB
(Abschaffung durch das Gesetz zur Ã�chtung der Gewalt in der Erziehung und zur
Ã�nderung des Kindesunterhaltsrechts vom 2. November 2000, BGBl. I, S.Â 1477)
nicht per se rechtswidrig gewesen sind.

MaÃ�geblich fÃ¼r die vorliegende rechtliche Bewertung ist das zum Tatzeitpunkt
geltende Recht (vgl. BSG, Urteil vom 7. April 2011 â�� B 9 VG 2/10 R â�� SozR
4-3800 Â§Â 1 Nr.Â 18), der erkennende Senat ist daher an diese, bis November
2000 bestehende Rechtslage gebunden und hat sie bei seiner Beurteilung eines bis
zu diesem Zeitpunkt geschehenen Angriffs heranzuziehen.

Zum Zeitpunkt der vorliegend angeschuldigten Taten verblieb Eltern wie
Erziehungsberechtigten bei der Erziehung von Kindern nach der damaligen
Rechtslage (und Gesellschaftsauffassung) eine Befugnis zur maÃ�vollen
kÃ¶rperlichen ZÃ¼chtigung. Sogar die Verwendung von SchlaggegenstÃ¤nden
erfÃ¼llte nach den damaligen MaÃ�stÃ¤ben nicht zwingend das Merkmal einer
verbotenen und damit ggfs. als KÃ¶rperverletzung strafbaren
ErziehungsmaÃ�nahme. Zu Erziehungszwecken erlaubte SchlÃ¤ge von strafbaren
KÃ¶rperverletzungen abzugrenzen, erforderte vielmehr eine WÃ¼rdigung der
objektiven und subjektiven UmstÃ¤nde des Einzelfalls, die Anlass, AusmaÃ� und
Zweck der Bestrafung berÃ¼cksichtigte. So urteilte der BGH im Jahr 1952, dass
Eltern, die ihre sechzehnjÃ¤hrige â��sittlich verdorbeneâ�� Tochter durch
Kurzschneiden der Haare und Festbinden an Bett und Stuhl bestraften, nicht das
elterliche ZÃ¼chtigungsrecht Ã¼berschritten (BGH, Urteil vom 25. September 1952
â�� 3 StR 742/51 â�� NJW 1953, 1440). 1957 fÃ¼hrte der BGH aus, dass Ohrfeigen
und RohrstockschlÃ¤ge eines Lehrers nicht strafbar seien, wenn der Lehrer zur
ZÃ¼chtigung rechtlich befugt sei und sich innerhalb der Grenzen dieser Befugnis
halte (BGH, Urteil vom 23. Oktober 1957 â�� 2 StR 458/56 â�� BGHSt 11, 241). Und
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noch im Jahr 1986 sah der BGH nicht per se das elterliche ZÃ¼chtigungsrecht als
Ã¼berschritten an, als Eltern ihr Kind mit einem 1,4 cm starken und in sich stabilen
Wasserschlauch auf GesÃ¤Ã� und Oberschenkel geschlagen hatten, wobei jeweils
rote Striemen entstanden waren. Vielmehr forderte der BGH auch in diesem Fall
eine WÃ¼rdigung aller objektiven und subjektiven UmstÃ¤nde des Tatgeschehens
und erkannte ausdrÃ¼cklich, dass allein die Verwendung eines Schlaggegenstandes
noch nicht das Merkmal der â��entwÃ¼rdigenden ErziehungsmaÃ�nahmeâ��
erfÃ¼lle (BGH, Beschluss vom 25. November 1986 â�� 4 StR 605/86 â�� NStZ
1987, 173). Bis zur Abschaffung des elterlichen ZÃ¼chtigungsrechts im November
2000 kÃ¶nnen elterliche SchlÃ¤ge deshalb nicht grundsÃ¤tzlich als
â��rechtswidrigâ�� eingestuft werden. Notwendig ist vielmehr die Abgrenzung zur
maÃ�vollen kÃ¶rperlichen ZÃ¼chtigung und eine WÃ¼rdigung aller objektiven und
subjektiven UmstÃ¤nde des Einzelfalls, die Anlass, AusmaÃ� und Zweck der
Bestrafung berÃ¼cksichtigen (vgl. Senatsurteil vom 26. Februar 2015Â â�� L 6 VG
1832/12Â â��, juris, Rz. 47 ff.).

Selbst wenn somit davon ausgegangen wird, dass es zu kÃ¶rperlichen
ZÃ¼chtigungen durch die Pflegeeltern gekommen ist, haben die von der als Zeugin
gehÃ¶rten Schwester berichteten gelegentlichen SchlÃ¤ge mit dem HolzlÃ¶ffel
jedenfalls das damalige ZÃ¼chtigungsrecht nicht Ã¼berschritten. Dagegen spricht
nÃ¤mlich, wie oben dargelegt, dass keinerlei kÃ¶rperliche Verletzungen
dokumentiert worden sind, was bei solchen Strafen, die die erforderliche Grenze des
ZÃ¼chtigungsrechts Ã¼berschreiten oder gar in den Bereich der kÃ¶rperlichen
Misshandlung gehen, zu erwarten wÃ¤re. Seine Schwester hat aber weder die
Misshandlungen noch kÃ¶rperliche SchÃ¤den in Form von HÃ¤matomen bestÃ¤tigt.
Solche sind auch nicht zeitnah bei der Behandlung in der Klinik 1999 aufgefallen,
obwohl die damalige Konsultation wegen VerhaltensauffÃ¤lligkeiten stattfand. Dass
das elterliche ZÃ¼chtigungsrecht durch die Neufassung von Â§ 1631 BGB
abgeschafft worden ist und nach geltender Rechtslage damit weder Lehrern noch
Pflegeeltern zustehen kann, worauf insbesondere die WiderspruchsbegrÃ¼ndung
hinweist, fÃ¼hrt daher nicht weiter.

Daneben scheidet die Feststellung einer PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung deshalb aus, da
diese diagnostisch nicht gesichert ist und jedenfalls nicht kausal der vermeintlichen
SchÃ¤digung zugeschrieben werden kann. Der mit solchen Fragestellungen
vertrauteÂ G1 hat versorgungsÃ¤rztlich nÃ¤mlich schlÃ¼ssig darauf hingewiesen,
dass von einer multifaktoriellen Genese derselben auszugehen ist. Das war fÃ¼r
den Senat angesichts der LebensumstÃ¤nde des KlÃ¤gers in der wichtigen
frÃ¼hkindlichen PrÃ¤gephase Ã¼berzeugend. Dabei sind zum einen die stationÃ¤re
Behandlung der Herzerkrankung mit Operationen im Kleinkindesalter, die zu
Hospitalismus fÃ¼hren kann, wie die konfliktbehaftete Trennung der Eltern und die
hÃ¤ufigen Heimaufenthalte zu erwÃ¤hnen, die dazu gefÃ¼hrt haben, dass er keine
stabile Bezugsperson hatte, zu der er eine tragfÃ¤hige Bindung entwickeln konnte.
Daneben bestehen Hinweise auf genetische und neurobiologische Faktoren, was
bereits S2 dargelegt hat. Auch S3 hat auf die berichteten Geburtskomplikationen
hingewiesen, die auf eine frÃ¼hkindliche HirnschÃ¤digung hindeuten kÃ¶nnte,
wenngleich keine Dokumentation Ã¼ber die frÃ¼hkindliche motorische und
kognitive Entwicklung vorliegt.
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Die GewÃ¤hrung einer BeschÃ¤digtengrundrente kann aber auch deshalb nicht
beansprucht werden, da ein GdS von 30 nicht erreicht wird. Daraus, dass das LRA
im Schwerbehindertenrecht einen GdB von 50 (vgl. den Bescheid vom 24. April
2017) festgestellt hat, ergibt sich keine Bindungswirkung, sodass dahinstehen kann,
inwieweit diese Feststellung nach den von den SachverstÃ¤ndigen erhobenen
Befunden als zutreffend anzusehen ist.

Nach den VG, Teil B, Nr. 3.7 begrÃ¼nden Neurosen, PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rungen,
Folgen psychischer Traumen in Form leichterer psychovegetativer oder psychischer
StÃ¶rungen einen GdB von 0 bis 20, stÃ¤rkere StÃ¶rungen mit wesentlicher
EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit (z. B. ausgeprÃ¤gtere
depressive, hypochondrische, asthenische oder phobische StÃ¶rungen,
Entwicklungen mit Krankheitswert, somatoforme StÃ¶rungen) einen GdB von 30 bis
40, schwere StÃ¶rungen (z. B. schwere Zwangskrankheit) mit mittelgradigen
sozialen Anpassungsschwierigkeiten einen GdB von 50 bis 70 und mit schweren
sozialen Anpassungsschwierigkeiten einen GdB von 80 bis 100. Die funktionellen
Auswirkungen einer psychischen Erkrankung, insbesondere wenn es sich um eine
affektive oder neurotische StÃ¶rung nach F30.- oder F40.- ICD-10 GM handelt,
manifestieren sich dabei im psychisch-emotionalen, kÃ¶rperlich-funktionellen und
sozial-kommunikativen Bereich (vgl. Philipp, Vorschlag zur diagnoseunabhÃ¤ngigen
Ermittlung der MdE bei unfallbedingten psychischen bzw. psychosomatischen
StÃ¶rungen, MedSach 6/2015, S. 255 ff.). Diese drei Leidensebenen hat auch das
Bundessozialgericht in seiner Rechtsprechung angesprochen (vgl. BSG, Beschluss
vom 10. Juli 2017 â��Â BÂ 9Â VÂ 12/17Â BÂ â��, juris, Rz. 2). Dabei ist fÃ¼r die
GdB-Bewertung, da diese die EinbuÃ�en in der Teilhabe am Leben in der
(allgemeinen) Gesellschaft abbilden soll, vor allem die sozial-kommunikative Ebene
maÃ�geblich (vgl. Senatsurteil vom 12. Januar 2017 â��Â LÂ 6Â VHÂ 2746/15Â â��,
juris, Rz. 61). Bei dieser Beurteilung ist auch der Leidensdruck zu wÃ¼rdigen, dem
sich der behinderte Mensch ausgesetzt sieht, denn eine â��wesentliche
EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeitâ�� meint schon begrifflich
eher EinschrÃ¤nkungen in der inneren GefÃ¼hlswelt, wÃ¤hrend StÃ¶rungen im
Umgang mit anderen Menschen eher unter den Begriff der â��sozialen
Anpassungsschwierigkeitenâ�� fallen, der ebenfalls in den VG genannt ist. Die
StÃ¤rke des empfundenen Leidensdrucks Ã¤uÃ�ert sich nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung des Senats auch und maÃ�geblich in der Behandlung, die der
Betroffene in Anspruch nimmt, um das Leiden zu heilen oder seine Auswirkungen zu
lindern. Hiernach kann bei fehlender Ã¤rztlicher oder der gleichgestellten (Â§Â§ 27
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 28 Abs. 3 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch â��
Krankenversicherung) psychotherapeutischen Behandlung durch â�� bei gesetzlich
Versicherten zugelassene â�� Psychologische Psychotherapeuten in der Regel nicht
davon ausgegangen werden, dass ein diagnostiziertes seelisches Leiden Ã¼ber eine
leichtere psychische StÃ¶rung hinausgeht und bereits eine stÃ¤rker behindernde
StÃ¶rung im Sinne der GdB-BewertungsgrundsÃ¤tze darstellt (Senatsurteil vom 22.
Februar 2018 â��Â LÂ 6Â SBÂ 4718/16Â â��, juris, Rz. 42; vgl. auch LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 17. Dezember 2010 â��Â LÂ 8Â SBÂ 1549/10Â â��, juris,
Rz. 31).

Hiervon ausgehend ist eine stÃ¤rker behindernde StÃ¶rung mit wesentlicher
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EinschrÃ¤nkung der Erlebnis- und GestaltungsfÃ¤higkeit im rentenberechtigenden
AusmaÃ� selbst nach den Erhebungen des S4 nicht gegeben. Der KlÃ¤ger fÃ¼hrt
vielmehr einen ganz normalen Alltag mit Ausbildung, Familie mit Kleinkind und
daneben noch Radfahren als sportliche BetÃ¤tigung, was seine tatsÃ¤chliche
Belastbarkeit unterstreicht. Dem SachverstÃ¤ndigen S4 gegenÃ¼ber hat der
KlÃ¤ger berichtet, weiter keine Medikamente einzunehmen und den S2 zwei- bis
dreimal im Jahr aufzusuchen, woraus sich kein nachhaltiger Behandlungsbedarf
ableiten lÃ¤sst. Daneben hat er einen geregelten Tagesablauf beschrieben,
insbesondere mit der tÃ¤glichen Teilnahme an dem Praktikum, zu dem er
selbstÃ¤ndig mit der StraÃ�enbahn gelangt. In diesem Zusammenhang wÃ¼rdigt
S4 nicht, dass der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber S3 noch behauptet hat, den Alltag nur mit
Hilfe seiner Ehefrau bewÃ¤ltigen zu kÃ¶nnen, er aber nach den Angaben
gegenÃ¼ber S4 zwischenzeitlich von der Ehefrau getrennt lebt und seinen Alltag
offensichtlich dennoch bewÃ¤ltigt. Hierdurch wird einerseits die EinschÃ¤tzung des
S3, dass eine Beschwerdeverdeutlichung vorliegt, erneut unterstrichen,
andererseits aber belegt, dass die StrukturierungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers erhalten
ist.

Daneben hat der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber S4 angegeben, eine neue Beziehung zu
unterhalten, jeden Abend fÃ¼r sich und die Freundin zu kochen, mit dieser
spazieren zu gehen und fern zu schauen. Weiter hat er berichtet, sich fÃ¼r den
Ersten und Zweiten Weltkrieg zu interessieren, gerne Fahrrad zu fahren und an
FahrrÃ¤dern zu schrauben sowie online PC-Spiele zu spielen. Zum Zeitpunkt der
Untersuchung bei S3 hat der KlÃ¤ger sich noch um den Hund gekÃ¼mmert, der
nach der Trennung nunmehr bei der Ex-Frau ist. Daneben verbringt er jedes zweite
Wochenende mit seiner Tochter, telefoniert mit Schwester und Vater und sieht wohl
auch seine Mutter mindestens einmal im Monat, wobei die Angaben zum Kontakt
zur Mutter diskrepant sind. Es besteht daher eine Mediennutzung und soziale
Kontakte werden ebenfalls beschrieben. Daneben ist das Interessenspektrum
erhalten, was nicht zuletzt dadurch unterstrichen wird, dass der KlÃ¤ger
gegenÃ¼ber S4 von einer Fernreise mit der Freundin nach Ã�gypten und seinem
Wunsch, einen Fahrradladen mit Pension in Portugal zu erÃ¶ffnen, berichtet hat.
Gerade Letzteres unterstreicht, dass er konkrete ZukunftsplÃ¤ne entwickelt, was
bei den behaupteten tatsÃ¤chlichen EinschrÃ¤nkungen nicht vorstellbar ist. Er stellt
sich damit vielmehr in seiner Selbstwahrnehmung als kÃ¶rperlich fit und aktiv dar,
was durchaus der RealitÃ¤t entsprechen dÃ¼rfte, nachdem er als muskulÃ¶s
geschildert und neben der Umschulung noch zahlreiche AktivitÃ¤ten entfalten kann.

Dementsprechend hat S4 keinen relevant abweichenden, gar krankheitswertigen
Befund zu S3 erhoben. Er beschreibt den KlÃ¤ger als altersentsprechend gepflegt
gekleidet, Gestik und Mimik waren angemessen. Es zeigten sich keine StÃ¶rungen
des Bewusstseins, der Orientierung, der Auffassung und Konzentration. Relevante
GedÃ¤chtnisstÃ¶rungen waren nicht nachzuweisen, die Grundstimmung wird als
ausgeglichen bis unterschwellig gereizt angegeben, die affektive
ResonanzfÃ¤higkeit als nur leicht zum negativen Pol hin verschoben, zum Positiven
aber nicht aufgehoben.

Selbst ausgehend von der diagnostisch nicht gesicherten PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung
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ergibt sich jedenfalls kein GdS von wenigstens 25, nachdem G1
versorgungsÃ¤rztlich zu Recht darauf hingewiesen hat, dass mehr als leichtgradige
EinschrÃ¤nkungen nicht objektiviert sind, was mit der IntensitÃ¤t der in Anspruch
genommenen Behandlung und dem geregelten Tagesablauf (vgl. oben)
korrespondiert.

Auf die Berufung des Beklagten war daher das Urteil des SG abzuÃ¤ndern und die
Klage vollumfÃ¤nglich abzuweisen.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt das Unterliegen
des KlÃ¤gers in beiden Instanzen.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen, sind nicht gegeben, da die Voraussetzungen des
Â§ 160 Abs. 2 SGG nicht vorliegen.

Â 

Erstellt am: 24.05.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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